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Das Landeskirchenamt in Hamburg
Herwar th von Schade *
In der Neujahrsnacht 1977 ist das hamburgische Landeskirchenamt (LKA)
untergegangen – nach beinahe 20 Jahren legalen Bestehens und, wenn man
die Vorgeschichte einbezieht, nach über 40-jähriger Wirksamkeit. Bald wird
niemand in Hamburg sich mehr daran erinnern können; sind doch die letz-
ten Mitglieder des Kollegiums dieser Kirchenbehörde inzwischen teils fort-
gezogen, teils schon verstorben. Nur die Aufschrift beim Eingang in das
Gebäude Neue Burg 1, dem nachmaligen Kirchenkreisamt, erinnerte noch
eine Zeit lang an den letzten Sitz des Landeskirchenamtes dort. Doch als
ein Amt, Dienst und Werk der Kirche in dieser Stadt ist das Landeskirchen-
amt eine Wegstrecke lang mit der Geschichte Hamburgs verknüpft gewe-
sen.  Darum soll  hier  an dieser  Stelle  die  Historie  dieser  hamburgischen
kirchlichen Einrichtung verzeichnet werden.1
Die Bezeichnung einer solchen Kirchenbehörde als „Landeskirchenamt“
wird auch heute noch in einer Reihe deutscher, aus der Reformation her-
vorgegangener Landeskirchen verwendet und benennt die jeweilige zentra-
le Kirchenverwaltungsbehörde. In aller Regel ist das Landeskirchenamt die
* Aus: Zeitschrift des Vereins für Hamburgische Geschichte (ZHG) 72, 1986, S. 171–205. Für
den Wiederabdruck hier vom Verfasser bearbeitet und aktualisiert.
1 Den  Herren  Kirchenarchivamtsrat  Helmut  Otto  (Kirchenarchiv  Hamburg,  heute:  Kirchen-
kreisarchiv Alt-Hamburg) und Ernst-August Hillmann (Kirchenkreisamt Alt-Hamburg) habe ich
für die Beibringung von Daten, Fakten, Akten und Belegen ebenso herzlich zu danken wie Ober-
kirchenrat Paul Reinhardt, der das Manuskript durchgesehen und mit Anregungen nicht gespart
hat, sowie meinem Mitarbeiter in der Nordelbischen Kirchenbibliothek Dr. Christoph Glitsch für
die Hilfe bei der Korrektur. – Außer Quellen und Literatur, die in den folgenden Anmerkungen
angeführt werden, sind herangezogen: Die Kirche in Hamburg. Wochenzeitung der Ev.-luth.
Kirche im Hamburgischen Staate, Jg. 1954–1968; Heinrich Wilhelmi, Die Hamburger Kirche in
der nationalsozialistischen Zeit  1933–1945 (Arbeiten zur Geschichte des Kirchenkampfes, Er-
gänzungsreihe 5), Göttingen 1968.
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Verwaltungszentrale einer kirchlichen Großkörperschaft – auch andere Be-
zeichnungen wie „Oberkirchenrat“, „Landeskirchenrat“ oder „Konsistorium“
kommen vor. Damit ist dann zugleich häufig ein Gegenüber zur Kirchenlei-
tung bezeichnet, die ihrerseits als „Kirchenregierung“ oder, wie beispiels-
weise in Hamburg, als  „Landeskirchenrat“ oder „Kirchenrat“ bezeichnet
wird. Das Nachfolgeinstitut für die Nordelbische Evangelisch-Lutherische
Kirche führt die Bezeichnung „Nordelbisches Kirchenamt“ und hat seinen
Sitz in Kiel.
„Kirchenbehörden“, so definierte die 2. Auflage des Nachschlagewerks
Die Religion in Geschichte und Gegenwart, „sind kirchliche Organe, die durch
ein übergeordnetes kirchliches Organ bestellt sind, um einen abgegrenzten
Teil kirchlicher Aufgaben wahrzunehmen.“2 Eine solche Definition nimmt
sich recht kirchendemokratisch aus und hat offensichtlich einen Behörden-
typ  ohne  große  Selbstständigkeit  und  ohne  jurisdiktionelle  hoheitliche
Rechte im Blick. Einige Grade mehr nach Hierarchie klingt die Definition in
der 3. Auflage des gleichen Nachschlagewerks: „Kirchenbehörden sind die
durch die kirchliche Rechtsordnung eingerichteten ständigen Organe, die
die kirchlichen hoheitlichen Befugnisse in rechtlich geordneter Zuständig-
keit wahrnehmen.“3 Während man unter der Beschreibung von 1929 durch-
aus  die  landeskirchenamtliche  Wirklichkeit  von  1959  in  Hamburg  hätte
wiederfinden können, traf die Definition von 1959 eher auf das hamburgi-
sche Landeskirchenamt zu, das es eigentlich gar nicht hätte geben dürfen:
auf das LKA des Landesbischofs Franz Tügel in der Zeit des „Dritten Rei-
ches“. Damit sind wir bei der Vorgeschichte.
 1  Vo rgeschichte
Die Vorgeschichte des LKA fällt in die dunkle Zeit der Hamburgischen Kir-
che nach der „Machtübernahme“ und der „nationalsozialistischen Revolu-
tion“  des  Jahres  1933.  Die  in  Hamburg geltende Kirchenverfassung aus
2 Oeschey, Kirchenbehörden, in: Die Religion in Geschichte und Gegenwart. Handwörterbuch für
Theologie und Religionswissenschaft, 2., völlig neu bearb. Aufl., Bd. 3, Tübingen 1929, Sp. 867 f.,
hier Sp. 867.
3 E. Ruppel, Kirchenbehörden, in:  Die Religion in Geschichte und Gegenwart. Handwörter-
buch für Theologie und Religionswissenschaft,  3.,  völlig neu bearb. Aufl.,  Bd. 3,  Tübingen
1959, Sp. 1412 f., hier Sp. 1412.
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dem Jahr 1923 hatte keine Bestimmungen über die Einrichtung einer zen-
tralen Kirchenverwaltung enthalten. Doch mit der Heraufkunft des Jahres
1933 wies nun das Amtsblatt der Kirche  Gesetze, Verordnungen und Mittei-
lungen aus der Hamburgischen Kirche (GVM) allerhand Zeichen der neuen
Zeit auf. Am 29. Mai 1933 erging ein Sondergesetz, von D. Simon Schöffel
später wiederholt „Ermächtigungsgesetz“ genannt, welches erstmals in der
Geschichte der Hamburgischen Kirche das Amt des Landesbischofs schuf.
Bis dahin hatte der in die höchste Verantwortung der Kirche in der Stadt
berufene Theologe die Amtsbezeichnung „Senior“ geführt.  Dem „Landes-
bischof“ wurde nach dem neuen Gesetz „die Gesamtführung der Landes-
kirche“ übertragen, nämlich die Funktionen von Synode (= Kirchenparla-
ment), Landeskirchenrat (= Kirchenleitung) und bisherigem Senior.
Der so bevollmächtigte neue Landesbischof Schöffel bestellte nun zwar
alsbald die nötigen Organe der Kirche, jedoch noch kein Landeskirchen-
amt. Vielmehr entstand zunächst am 2. Juli 1933 ein „vorläufiger Landes-
kirchenrat“. Am 25. Juli dieses schicksalsschweren Jahres wurden ein Gene-
ralsuperintendent (Hauptpastor Theodor  Knolle)  und ein Oberkirchenrat
(Pastor Franz  Tügel) sowie fünf Pröpste berufen. Doch sollten alle diese
neuen Ämter nicht lange bestehen bleiben.
Im Jahr darauf erschütterten neue personale Veränderungen das kirchli-
che Leben der Stadt. Unter dem Druck der Deutschen Christen traten Lan-
desbischof Simon Schöffel, Generalsuperintendent Theodor Knolle und die
Pröpste am 1. März 1934 gemeinschaftlich von ihren Ämtern zurück, und
drei  Tage  darauf,  am 4.  März  1934,  wurde  Oberkirchenrat  Franz  Tügel
„zum Landesbischof berufen“. Diese „Berufung“ war von der Landessyn-
ode vorgenommen worden, „vorbehältlich“, wie es da zu lesen stand, „der
schriftlichen amtlichen Bestätigung durch den Reichsbischof“. Das Vokabu-
lar der nationalsozialistischen Gleichschaltung ließ sich deutlich vernehmen.
Doch die Bestätigung brauchte wohl gar nicht erst abgewartet zu werden.
Vielmehr erließ der neue Landesbischof Tügel alsbald eine Verordnung, die
im Gesetzblatt GVM zwar undatiert erschien, aber unmittelbar unter der
am 10. März 1934 bekannt gegebenen Bischofsberufung abgedruckt wurde
und mit der in Hamburg ein Landeskirchenamt zu wirken begann:
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„Bis zur endgültigen Regelung der Verfassung verordne ich:
1. Die durch Rücktritt der Amtsinhaber freigewordenen Stellen des
Generalsuperintendenten,  des  Oberkirchenrats  und  der  Pröpste
hebe ich auf. Das Gesetz, betreffend den Generalsuperintendenten
und den Oberkirchenrat, vom 25. Juli 1933 (GVM 1933, Seite 79)
und das Gesetz, betreffend die Pröpste, vom 25. Juli 1933 (GVM
1933, Seite 79) treten damit außer Kraft.
2. Die Verordnung über die Bildung des Aktionsausschusses vom
2. Juli 1933 (GVM 1933, Seite 40) hebe ich auf.
3. Die zentralkirchliche Behörde führt die Bezeichnung  ‚Landeskir-
chenamt‘.
4. In das Landeskirchenamt berufe ich Pastor  Drechsler und Pastor
Dr. Boll. Beide Geistlichen bleiben zugleich in ihrem Pfarramt.“4
Nun also hatte die kirchliche Verwaltungsbehörde der Stadt ihren Namen
bekommen, der bis 1976 verwendet werden sollte. Die bislang schon täti-
gen Verwaltungsdienste des Landeskirchenrates – Kanzlei, Kirchenhaupt-
kasse, Bauabteilung – wurden nun Abteilungen des Landeskirchenamtes.
Die personelle Ausstattung der neuen Behörde wurde im Jahre 1934 noch
einmal Gegenstand des neuen bischöflichen Führungsstils. Der Landesbi-
schof erließ unter dem 5. September 1934 die folgende Verordnung:
„1. Im Einvernehmen mit der Reichskirchenregierung ernenne ich zu
geistlichen Räten im Landeskirchenamt die Pastoren Adolf Drechs-
ler und Dr. phil. Karl Boll. Die geistlichen Räte führen die Amtsbe-
zeichnung: Oberkirchenrat.
2. Dieselbe Amtsbezeichnung erhält das rechtskundige Mitglied im
Landeskirchenamt Dr. jur.  Eduard  Pietzcker. Die bisherige Amts-
bezeichnung ‚Syndikus‘ fällt fort.“
Schon kurze Zeit vor dieser Verordnung war im kirchlichen Amtsblatt ver-
lautbart  worden,  das  neue Landeskirchenamt müsse nun auch auf  dem
Wege der  rechten Briefanschrift  anerkannt  werden.  In  der  Ausgabe  der
4 Gesetze, Verordnungen und Mitteilungen aus der Hamburgischen Kirche (ab 1946: Gesetze,
Verordnungen und  Mitteilungen  der  Evangelisch-lutherischen  Kirche  im  Hamburgischen
Staate; künftig: GVM), 1934, S. 29 f.
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Anlass des 85. Geburtstages von Karl Boll im Jahre 1983 auch in der Ham-
burger Presse gedacht wurde.
In Franz Tügels Lebenserinnerungen, die er 1941 bis 1945 abschnittswei-
se diktiert hat und die 1972 von Carsten Nicolaisen unter dem Titel  Mein
Weg herausgegeben worden sind, findet sich eine Passage über Karl  Boll,
ohne dass Bolls Name genannt wird: 
„Die Abwanderung meiner alten Freunde verstärkte sich durch einen
weiteren Mißgriff meiner ersten Amtsführung, indem ich noch vor
meinem Urlaub den Pastor  am Eppendorfer  Krankenhause in  das
Landeskirchenamt  berief,  das  ich  zur  zentralkirchlichen  Behörde
machte. Er war viel zu jung, zu unerfahren und auch leider charak-
terlich nicht fest genug, um als Oberkirchenrat zu wirken. Von allen
Mißgriffen im Anfangsstadium meiner Kirchenleitung war seine Be-
rufung, die nicht ohne Druck von anderen Seiten her erfolgte,  der
schwerste und verhängnisvollste.“8
Adolf  Drechsler  (1889–1970)  war  1914  in  der  Nachfolge  von  Clemens
Schultz Pastor in St. Pauli geworden, im gleichen Pfarramt wie Franz  Tü-
gel, der ihn an vielen Stellen in seinen Veröffentlichungen ausdrücklich als
seinen Freund bezeichnet hat. Das Pastorenamt in der St.-Pauli-Gemeinde
behielt  Drechsler  anfangs noch bei,  er  schied 1938 dort  aus und wurde
1940, in der Nachfolge seines Freundes Franz Tügel, Hauptpastor an St. Ja-
cobi. Dort hat er sich nach dem Kriege große Verdienste um den Wieder-
aufbau der Kirche und der zerstörten, kostbaren Schnitger-Orgel erworben.
1960 trat Adolf Drechsler in den Ruhestand.
Dr. Eduard Hagen Pietzcker (1895–1970) hatte der hamburgischen Kir-
chenverwaltung schon seit geraumer Zeit, auch in den finanzwirtschaftlich
schweren  Inflationsjahren,  als  Syndikus  gedient.  Seine  Ernennung  zum
Oberkirchenrat war nur folgerichtig und bewies im Grunde, dass der Lan-
desbischof das richtige Gespür für die sachgemäße Zusammensetzung ei-
nes solchen kirchlichen Verwaltungskollegiums aus Theologen und Juristen
hatte, wenn ihm der Kollegialgedanke damals natürlich auch ganz fernge-
legen  hat.  Dr.  Pietzcker  war  während  der  Kriegsjahre  einige  Zeit  zum
Wehrdienst eingezogen, und das Amtsblatt vom 6. Juli 1940 meldete, dass
8 Franz Tügel, Mein Weg 1888–1946. Erinnerungen eines Hamburger Bischofs, hg. von Carsten
Nicolaisen, Hamburg 1972 (Arbeiten zur Kirchengeschichte Hamburgs 11), S. 272 f.
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der Hauptmann bei einem Divisionsstab Oberkirchenrat Dr. Pietzcker mili-
tärisch ausgezeichnet worden sei. In den Tagen der schweren Luftangriffe
auf Hamburg im Sommer 1943 war  Pietzcker wieder in der Stadt; Franz
Tügel,  der  in  seinem Erinnerungsbuch über  die  Folgen der  Luftangriffe
auch für die Kirche berichtet, hat dort seines juristischen Mitarbeiters Er-
wähnung getan: „Unser juristischer Oberkirchenrat Dr. Eduard  Pietzcker
war bis zur äußersten Hingabe an Zeit und Kraft auf dem Posten, ein uner-
müdlicher Wächter des Landeskirchenamtes und hilfsbereiter Berater unse-
rer Pastoren und ihrer Gemeinden.“9
Mit dem Juristen Pietzcker sowie den Theologen Drechsler und (anfäng-
lich) Boll war Tügels Gründung fürs Erste personell ausreichend ausgestat-
tet. In seinen Memoiren setzt Tügel den Text, mit dem er seinen Missgriff,
die Berufung von Karl Boll, eingesteht, mit den Worten fort: 
„Dagegen konnte  ich  mich meiner  beiden anderen Mitarbeiter,  des
geistlichen Oberkirchenrats  Drechsler und des juristischen Oberkir-
chenrats Dr. Pietzcker, der bisher den Titel ‚Syndikus‘ geführt hatte,
von Anfang an und später in steigendem Maße nur freuen. Sie haben
die Irrungen und Enttäuschungen meiner ersten Amtszeit redlich mit
mir getragen und sich ebenso in echter Treue mit mir aus dem Nebel
zum Licht hindurchgerungen. Mein Dank soll beiden und dem gan-
zen Landeskirchenamt auch an dieser Stelle bezeugt sein.“10
Was mag den jungen Landesbischof – Tügel war im Jahr seiner Berufung in
das Bischofsamt erst 46 Jahre alt – wohl bewogen haben, die Hamburger
Kirchenverwaltung,  die  zuvor  ein  schlichtes  Büro  des  kirchenleitenden
„Landeskirchenrates“  gewesen war,  zur „zentralkirchlichen Behörde“ zu
erheben? Waren es die Existenz und die Arbeitsmöglichkeiten einer solchen
Institution in andern Landeskirchen, an denen die hanseatische Stadtkirche
sich emporstrebend orientieren sollte? Oder war es die Aussicht, dem nach
dem Führerprinzip allein entscheidenden bischöflichen Amt Berater beizu-
geben – oder gar Erfüllungsgehilfen?  Tügels Erinnerungsbuch gibt keine
konkreten Hinweise, lässt höchstens etwas ahnen davon, dass der Inhaber
eines solchen hohen Amtes von Einsamkeit bedroht ist. So könnte die Ein-
richtung des Landeskirchenamtes in Hamburg im März 1934 und die Beru-
9 Ebd., S. 381.
10 Ebd., S. 273.
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fung der ersten Oberkirchenräte eine Maßnahme Tügels gewesen sein, „die
Abwanderung meiner alten Freunde“ aufzufangen.
Die Akten enthalten indessen noch einen Vorgang,  der weiteren Auf-
schluss zu geben vermag. Am 10. April 1934 – das neue LKA war schon be-
gründet, aber die Mitglieder noch nicht zu Oberkirchenräten ernannt – er-
reichte  den Landesbischof  ein Fragebogen der  Deutschen Evangelischen
Kirche (DEK) aus Berlin, vom Sekretariat des Reichsbischofs versandt an
die obersten Kirchenbehörden der Landeskirchen. Unter dem 6. April 1934
schrieb da ein Kanzleiobersekretär, dass dem Reichsbischof daran gelegen
sei,  über Gestalt  und Organisation der obersten Kirchenbehörden unter-
richtet  zu sein.  Man möge ihm folgende neun Fragen beantworten und
Auskunft geben über die Größe der Landeskirche („Seelenzahl“) und ihren
Haushaltsplan, über die Bezeichnung der Behörde und den Personalbestand.
Das Antwortschreiben vom 28. April 1934 machte für Hamburgs Kirche
die entsprechenden Angaben. Auf Frage 4 „Welche Amtsbezeichnung führt
der verantwortliche Leiter der obersten Kirchenbehörde? Besteht eine ge-
setzliche Ordnung, wonach der verantwortliche Leiter Theologe oder Jurist
sein soll?“ wurde mitgeteilt: „Landesbischof; eine gesetzliche Ordnung be-
steht nicht.“ Frage 6 nach Aufbau, Leitung und den Mitgliedern der Ver-
waltungsbehörde wurde so beantwortet: „Für die verantwortliche Leitung
in juristisch-verwaltungsmäßigen Angelegenheiten ist ein Syndikus ange-
stellt. Der Syndikus muss ein zum Richteramt oder zum höheren Verwal-
tungsdienst befähigter Rechtsgelehrter sein. […] Außer dem Syndikus sind
noch zwei Geistliche – ohne besondere Amtsbezeichnung – zur Hilfeleis-
tung des Herrn Landesbischofs in der Verwaltung tätig.“ Zur Frage 7 nach
der Arbeitsteilung wurde geantwortet: „Unter der allein verantwortlichen
Leitung  des  Landesbischofs  werden  die  oberhirtlichen  Angelegenheiten
von den geistlichen Mitarbeitern, die Verwaltungs- und juristischen Ange-
legenheiten vom Syndikus, die gemischten Angelegenheiten von den Mit-
arbeitern  gemeinsam bearbeitet.“  Und  dies,  obwohl  die  Frage  5  „Ist  die
oberste Kirchenbehörde kollegial verfaßt?“ mit einem kategorischen „Nein“
beantwortet worden war.
Den Antwortbrief  hatte  Pastor  Drechsler  unterzeichnet.  Doch enthielt
das Schreiben ganz offensichtlich die vom Landesbischof selbst verantwor-
tete  Konzeption  für  die  „zentralkirchliche  Behörde“:  verantwortliche  bi-
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schöfliche  Leitung,  keine Kollegialverfassung,  sondern als  Aufgabenstel-
lung lediglich „Hilfeleistung des Herrn Landesbischofs in der Verwaltung“.11
Sein Domizil hatte das neue Amt in unmittelbarer Nähe der Hauptkir-
che St. Jacobi, wo Franz Tügel in der Nachfolge von Karl Horn seit 1934 als
Hauptpastor  amtierte  und  wo  Adolf  Drechsler  dem  Freunde  1940  ins
Hauptpastorenamt folgte. Die Adresse hieß „Jacobikirchhof 24“, und gleich
nebenan, Jacobikirchhof 23, war die Verwaltung der Hauptkirche angesie-
delt. Bei den Luftangriffen auf die Stadt wurde auch der Sitz des Landes-
kirchenamtes durch Bomben zerstört; man musste die Dienststellen in ver-
schiedenen Stadtteilen Hamburgs, oft weit voneinander entfernt, unterbrin-
gen, einige sogar nach Scharbeutz verlagern. Teile des Amtes hatten schon
seit 1943 ihren Sitz in einer ansehnlichen Villa im Rothenbaumviertel mit
der Adresse Heimhuderstraße, bis in die Nachkriegszeit. Erst im Jahre 1953
waren die Kriegsschäden im Schatten der Hauptkirche St. Jacobi so weit be-
hoben, dass die zuvor verstreut untergebrachten Dienststellen des LKA im
Haus Bugenhagenstraße 21 wieder zusammengeführt werden konnten. Die
Räumlichkeiten für den Landeskirchenrat mit den Kanzleien des Landesbi-
schofs und der Synode erstreckten sich teilweise bis in das Haus Jacobi-
kirchhof hinein.
 2  Nachkr iegszeit
Das Ende des Krieges und der Naziherrschaft hatte auch für Hamburgs
Kirche eine neue Zeit heraufgeführt. Landesbischof Tügel erklärte im Som-
mer 1945 seinen Rücktritt und übertrug die Funktionen einer einstweiligen
Kirchenleitung auf das Kollegium der Hauptpastoren. Am 27. Februar 1946
wurde noch einmal Hauptpastor D. Dr. Simon Schöffel zum Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate gewählt.
Mit der einstigen deutschchristlichen Sondergesetzgebung schien es in
Hamburg nun vorbei zu sein. Die 1934 von Franz Tügel errichtete „zentral-
kirchliche Behörde“ mit der Bezeichnung „Landeskirchenamt“ büßte die
Legalität ihrer Existenz ein. Die Bezeichnung „Landeskirchenamt“ erschien
beispielsweise in den kirchlichen Haushaltsplänen nicht mehr. Aufs Neue
war, der Kirchenverfassung von 1923 gemäß, die Verwaltung der Landes-
11 Nordelbisches Kirchenarchiv Kiel (im Folgenden: NEKA).
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kirche in die Hände der Kirchenleitung, des Landeskirchenrates, zurückge-
legt worden. „Der Landeskirchenrat“ stand denn auch in schönen Bronze-
buchstaben über dem Eingang zum Dienstgebäude Bugenhagenstraße 21.
Leitung und Verwaltung der Kirche schienen wieder ungetrennt. Die Er-
nennung der Hauptpastoren Theodor  Knolle und Volkmar  Herntrich zu
Oberkirchenräten, 1946 und 1948, bedeutete nicht die Bildung eines neuen
LKA-Kollegiums; sie war dem Vernehmen nach vielmehr im Blick auf die
Vertretung der Landeskirche außerhalb der Stadt vorgenommen worden,
dort, wo die Amtsbezeichnung „Hauptpastor“ ungeläufig war.
Trotzdem aber wurde die seit der Tügel’schen Amtszeit gewohnte Be-
zeichnung weiterhin benutzt, zwar ohne gesetzliche oder gar verfassungs-
mäßige Grundlage, eher umgangssprachlich, jedoch bisweilen sogar im of-
fiziellen kirchlichen Amtsblatt GVM oder „an höchster Stelle“. So enthalten
die Akten beispielsweise eine Auseinandersetzung zwischen Landgerichts-
direktor Dr. Enno Budde, Mitglied des Landeskirchenrates, und dem kirch-
lichen Bürodirektor im LKA Albert  Riecke über die Zeichnungsvollmacht
im Briefverkehr.  Budde richtete am 20. April 1946 seine Beschwerde „an
das hochwohllöbliche Landeskirchenamt“: 
„Das  Landeskirchenamt  ist  das  ausführende  Organ  des  Landeskir-
chenrats.  Demzufolge  ist  der  Präsident  des  Landeskirchenrats  der
Leiter der Behörde Landeskirchenamt. Dass der Präsident des Lan-
deskirchenrats  als  Leiter  des  Landeskirchenamts  die  Bürobeamten
vom Bürodirektor abwärts zur Unterschrift für das Landeskirchen-
amt ‚i. A.‘ bevollmächtigt hat, ist mir nicht bekannt. Ich habe hierauf
bereits in einer Sitzung des Landeskirchenrats hingewiesen und aus-
geführt, dass für das Landeskirchenamt wohl nur der Präsident des
Landeskirchenrats als Leiter des Landeskirchenamts und die Ober-
kirchenräte Unterschrift leisten können.“12
Der verdiente Bürodirektor Riecke nahm die Beschwerde zur Akte und ver-
merkte dazu am 13. Juli 1946:
„Ein Präsident des Landeskirchenamts ist zur Zeit nicht vorhanden.
Herr Landesbischof  Tügel hat seinerzeit als Leiter der Landeskirche
bestimmt, dass die Oberkirchenräte, die das Landeskirchenamt dar-
12 NEKA.
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stellten, ohne Zusatz unterschrieben, ich selbst in Vertretung und die
Abteilungsleiter  im Auftrage.  An  dieser  Entscheidung  ist  bis  jetzt
nichts geändert worden.“
Riecke fügte noch hinzu, die überkommene Regelung sei sachlich richtig
und diene dazu, „die leitenden Herren des Landeskirchenamts“ zu entlasten.
Dr. Budde freilich ließ nicht ab mit der Anzweifelung der Existenz eines
Landeskirchenamtes von Rechts wegen. Dr.  Pietzcker gab in der Synode
eine Erklärung dahingehend ab, man könne die Kanzlei der Landeskirche
gern „Landeskirchenamt“ nennen. Freilich stand auch danach ein entspre-
chender Beschluss  der  Kirchenleitung immer noch aus  und wurde vom
Kritiker Dr.  Budde angemahnt. Der Landeskirchenrat beschloss daher am
11. März  1948,  „die  Bezeichnung  ,Landeskirchenamt‘ als  Geschäftsstelle
des  Landeskirchenrats  und der  Synode beizubehalten“.  Dies  wurde als-
dann  beispielsweise  in  der  Geschäftsordnung  für  den  Landeskirchenrat
(vom 25. Oktober 1951) festgeschrieben.
Der neu gewählte Landesbischof Simon  Schöffel erstattete der Synode
1948 und 1951 ausführliche Berichte, die auch im Druck erschienen sind.
Im Bericht von 1948 kam das „Landeskirchenamt“ nicht vor. Doch wurden
der Landeskirchenrat und die bis zum Berichtszeitpunkt abgehaltenen 65
Sitzungen erwähnt, und Schöffel vermerkte: „Den meisten Sitzungen ging
dabei am Montagvormittag eine Präsidialsitzung voraus.“13 Das Präsidium
des  Landeskirchenrates  hatte  die  Funktionen  eines  Landeskirchenamts-
Kollegiums wahrzunehmen! Schöffels zweiter Bericht vor der Synode, am
11. Oktober 1951, bediente sich jedoch schon wieder der immer noch geläu-
figen  umgangssprachlichen  Bezeichnung;  der  Landesbischof  berichtete
dort über die wachsende Zahl von Kirchenaustritten und sprach die Bitte
an die Gemeinden aus, man möge „den Kampf mit dieser Not dem Landes-
kirchenamt nicht allein überlassen“. In diesem Bericht fiel  auch die auf-
schlussreiche Bemerkung, Hauptpastor Herntrich sei „gleichzeitig Oberkir-
chenrat in der Behörde“.14
13 Simon Schöffel, Kirchlicher Bericht über die Jahre 1945 bis 1948. Erstattet in der Sitzung der
Synode am 26. Februar 1948, Hamburg 1948, o. P.
14 Simon Schöffel, Kirchlicher Bericht über die Jahre 1948 bis 1951. Erstattet in der Sitzung der
Synode am 11. Oktober 1951, Hamburg 1952, o. P.
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Tatsächlich ist es nach 1945 in Hamburg nicht dazu gekommen, dass die
Verordnung von Landesbischof Tügel aus dem Jahre 1934 – die Errichtung
jener zentralkirchlichen Behörde „Landeskirchenamt“ – offiziell  aufgeho-
ben  worden  wäre.  Das  Landeskirchenamt  scheint  eine  Art  rechtlichen
Schwebezustand eingenommen zu haben. Es gab weiterhin Briefbögen und
Gummistempel mit dem Text „Das Landeskirchenamt“, und die Bezeich-
nung tauchte wiederholt auch im kirchlichen Amtsblatt auf.15
Im Jahre 1955 gab es noch einmal eine Beanstandung, und der Landes-
kirchenrat musste – vielleicht ein bisschen zähneknirschend, aber jedenfalls
amtlich – feststellen, „daß es in Hamburg kein Landeskirchenamt gibt. […]
Die Kanzlei heißt richtig: ,Kanzlei des Landeskirchenrates‘.“ 16
Schon in den ersten Nachkriegsjahren waren in Hamburgs Kirche Über-
legungen zu einer neuen Kirchenverfassung angestellt worden. Die gelten-
de Verfassung von 1923 bedurfte der Revision und der Anpassung an die
veränderten Gegebenheiten. Am 20. Januar 1949 wählte die Synode einen
15-köpfigen Verfassungsausschuss. In den Ausschussberatungen muss sehr
bald auch die Struktur der künftigen Kirchenverwaltung zur Debatte ge-
standen haben. Das geht aus dem Protokoll der Synode am 28. Juni 1949
hervor. Ein Synodaler, zugleich Mitglied im Verfassungsausschuss, bean-
tragte die Einsetzung eines Ausschusses „zur Überprüfung der Organisa-
tion des Landeskirchenamtes“ und übte Kritik an der Arbeitsweise des Am-
tes. Dr.  Pietzcker als Debattenredner beschrieb sein Landeskirchenamt als
„eine Geschäftsstelle des Landeskirchenrats und als solche dem Landeskir-
chenrat verantwortlich“. Der Antrag wurde bezeichnenderweise dem Ver-
fassungsausschuss überwiesen.17
Die Personalentscheidungen jener Jahre werden den Intentionen der Be-
ratung im Verfassungsausschuss zum mindesten nicht entgegengesetzt ge-
troffen  worden  sein.  Zu  der  bereits  erwähnten  Ernennung  der  beiden
Hauptpastoren Knolle und Herntrich zu Oberkirchenräten, 1946 und 1948,
kam mit Wirkung vom 15. Mai 1948 die Berufung von Dr. Friedrich Risch
(1895–1965) „in die Stelle des juristischen Kirchenrats bei der Evang.-luth.
Kirche im Hamburgischen Staate“. Die Berufung von Pastor Georg  Daur
15 GVM, 1948, S. 24; GVM, 1949, S. 8.
16 NEKA, 32.01.01 Landeskirchenrat-Protokolle, Niederschrift über die Sitzung am 5.5.1955.
17 Evangelisch-lutherische Kirche im Hamburgischen Staate. Die Synode. Niederschrift über
die Sitzung am 20.1.1949.
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(1900–1989) „zum theologischen Kirchenrat“ folgte dann freilich erst zum
1. Juni  1955.  Ein  Gremium  von  der  Art  eines  Landeskirchenamts-Kolle-
giums schien vom Landeskirchenrat  mindestens  intendiert  zu werden –
nicht ohne dass es in Hamburgs Kirche darüber noch zu Auseinanderset-
zungen kommen sollte.
Der synodale Verfassungsausschuss hatte über mehrere Jahre hin zu ar-
beiten. Aber am 17. Februar 1955 konnte Landesbischof D. Knolle der Syn-
ode  endlich  den  Entwurf  für  eine  „Grundordnung  der  Hamburgischen
Evangelisch-lutherischen Landeskirche“ vorlegen, „das Ergebnis von Bera-
tungen, die sich über fast 10 Jahre erstreckten“. Dieser Entwurf sah die Ein-
richtung eines Landeskirchenamtes vor, 
„das Dienststelle des Bischofs, der Synode und des Landeskirchenra-
tes ist.  Wir kennen ja unser Gebäude auch heute schon so; aber es
geht hier um eine organisatorische Einrichtung. Dieses Amt hat die
laufende  Verwaltung  nach  Anweisung  des  Landeskirchenrates  zu
führen, ihm können aber auch vom Landeskirchenrat Verwaltungs-
angelegenheiten  zu  selbständiger  Erledigung  übertragen  werden.
Hier sollen Minima und Maxima etwas unterschieden werden, weil
sie  eine  unerträgliche  Belastung  des  Landeskirchenrates  bedeuten.
Das  Landeskirchenamt  ist  ein  Kollegium  hauptamtlicher  theologi-
scher und juristischer Mitglieder, die vom Landeskirchenrat berufen
werden, ebenso wie ihr juristischer Leiter.“18 
In eine Aussprache über den Grundordnungsentwurf wünschte die Synode
nicht  einzutreten;  derselbe sollte  vielmehr in  den einzelnen Kirchenvor-
ständen und im Geistlichen Ministerium, also: der Pastorenschaft, erörtert
werden.
Erst  als  aus der künftigen „Grundordnung“ bei  den Beratungen eine
„Verfassung“ geworden war, die beinahe annahmereif schien, ergriff zum
Thema Landeskirchenamt der  Jurist  Friedrich  Risch das  Wort.  Im  Infor-
mationsblatt 1958 führte der Kirchenjurist aus, das Landeskirchenamt, das
in Hamburg verfassungsrechtlich bislang nicht bestanden habe, stelle den
praktischen Verwaltungsdienst dar, gleichsam die im Alltag und im Einzel-
fall  praktizierte  Verfassung  und  Gesetzgebung.  Man  brauche  eigentlich
18 Theodor Knolle, Zur Grundordnung der Hamburgischen Evangelisch-lutherischen Landeskir-
che. Referat auf der 45. Sitzung der Landessynode am 17. Februar 1955, Hamburg 1955, S. 27.
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nicht über präsidialen oder kollegialen Aufbau einer solchen Behörde zu
diskutieren, wo doch einfache praktische Fragen zu klären seien: 
„Selbstverständlich gibt es Dinge, die nach außen in einer kompakten
Zusammenfassung erscheinen müssen. Hier werden die Vollmachten
eines Präsidenten und des Referenten genau abgesteckt sein müssen.
In der Kirche der Reformation aber ist die kollegiale Prägung in Lei-
tung und Verwaltung geschichtlich zu Hause und sollte auch hier
nicht gestrichen werden. In der ersten Lesung hat nun die Synode die
Lösung dahin gefunden, dass das Landeskirchenamt grundsätzlich
durch Beschluss der Mitglieder (also kollegial) entscheidet, dass be-
stimmte  Aufgaben  aber  dem Präsidenten  übertragen  werden.  Das
Nähere wird in einer Geschäftsordnung geregelt. […] Der Präsident
des Landeskirchenamts hat nach dem Entwurf Sitz und Stimme im
Kirchenrat.  Die  Frage,  ob den übrigen Mitgliedern des  Landeskir-
chenamts ein nichtstimmberechtigter Sitz zugebilligt werden sollte,
wurde  diskutiert.  Es  blieb  aber  auch  hier  einer  Geschäftsordnung
überlassen, wieweit die Mitglieder des Landeskirchenamtes den Sit-
zungen des Kirchenrats beiwohnen.“19 
Damit hat Friedrich Risch allerdings in fast prophetischer Weise Konflikt-
stoffe benannt, die fernerhin noch manchen Anlass zu heißer Diskussion
geben sollten – und hat sie heruntergespielt. Im Jahr darauf nämlich, bei
der dritten Lesung und der Verabschiedung der neuen Kirchenverfassung
in der Synode, sollten die angeschnittenen Fragen Gegenstand einer han-
seatisch erregten Debatte werden.
Es war die 65. Sitzung der Hamburger Synode am 8. und 9. Januar 1959,
wie üblich im Sitzungssaal der Bürgerschaft im Rathaus. In seiner abgewo-
genen, freundlichen Art empfahl der Kirchenhistoriker Prof. Kurt Dietrich
Schmidt, die Abgrenzung der Aufgaben zwischen dem künftigen Leitungs-
gremium „Kirchenrat“ und der geplanten Verwaltungsbehörde „Landes-
kirchenamt“ solle eindeutiger so vorgenommen werden, dass sie den Kir-
chenrat von Verwaltungsaufgaben freihalte. Drei Synodale widersprachen
alsbald: Alle auch nur entfernt an „Leitung“ erinnernden Aufgaben müss-
ten ungeteilt dem Kirchenrat zugeschrieben werden, während das künftige
19 Friedrich Risch,  Hamburgs neue Kirchenverfassung, in: Informationsblatt für die  Gemein-
den in den niederdeutschen lutherischen Landeskirchen 7, 1958, Nr. 13, S. 217–220, hier S. 220.
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Landeskirchenamt  sich  erst  einmal  Vertrauen  erwerben  müsse.  Prof.
Schmidts Antrag verfiel der Ablehnung.
Das ereignete sich am 8. Januar. In der Sitzung des darauffolgenden Ta-
ges standen die Artikel 53 und 54 mit den Verfassungsbestimmungen über
das Landeskirchenamt zur Beratung. Artikel 53 wurde ohne Debatte ange-
nommen. Über Artikel 54 entspann sich jedoch eine ausführliche kontroverse
Debatte, die nachher im gedruckten Protokoll über acht Seiten umfasste. Die
Kontroverse entwickelte sich aus Anträgen heraus, das Landeskirchenamt
als ein Kollegium zu bezeichnen – was in verschiedenen anderen deutschen
Kirchenverfassungen schon festgeschrieben war – und das dienstälteste theo-
logische Kollegiumsmitglied alsdann zur Teilnahme an den Sitzungen des
Kirchenrats zu berechtigen. Insbesondere dieser zweite Antrag erregte die
Synode; man argwöhnte, er sei ad personam gestellt. Ein Synodaler mutmaßte,
„daß es um die Grundfrage gehe, welche Aufgabe der bisherige Kirchenrat
[die Person, nicht das Gremium; HvS] im Rahmen des Landeskirchenamts
haben sollte, ob er lediglich im Landeskirchenamt Sachbearbeiter sein oder
in seiner Stellung an der geistlichen Leitung der Kirche teilhaben solle“.20
Jenseits  einer  nicht  weiter  infrage  gestellten  „Grundkonzeption“  der
Trennung von Leitung und Verwaltung wurde alsdann leidenschaftlich öf-
fentlich darüber nachgedacht,  ob das  Amt eines Theologen im LKA ein
„geistliches Amt“ sei oder nicht und ob die Berechtigung des Amtsinha-
bers,  an den Kirchenleitungssitzungen teilzunehmen, diese Teilnahme in
das Belieben (!) des Betroffenen stelle; ob es ferner im LKA Mitglieder un-
terschiedlicher Dienststellung geben dürfe, ob die Mitglieder „Sachbearbei-
ter“ seien oder ob ihr Amt ein im eigentlichen Sinne kirchliches sei. Die An-
träge wurden abgelehnt, die Artikel 53 und 54 endgültig angenommen. Sie
standen dann mit der Verfassung für die Zeit von 1959 bis 1976 in Geltung
und wiesen folgenden Wortlaut auf:
„Das Landeskirchenamt
Artikel 53
1. Das Landeskirchenamt ist die Verwaltungsbehörde der Landeskirche.
2. Es  führt  die  laufende Verwaltung nach grundsätzlichen Anwei-
sungen des  Kirchenrates, soweit diese Verwaltung nicht anderen
kirchlichen Stellen zusteht.
20 Evangelisch-lutherische  Kirche im Hamburgischen Staate. Die Synode. Niederschrift über
die Sitzung am 9.1.1959.
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3. Das Landeskirchenamt nimmt die ihm gemäß Art. 43 Abs. 3 vom
Kirchenrat übertragenen Aufgaben selbständig wahr.
4. Das Landeskirchenamt hat im Rahmen dieser Verfassung und der
kirchlichen Gesetze die Aufsicht über die Verwaltung der Kirchen-
gemeinden und der gesamtkirchlichen Ämter. Es kann im Rahmen
seiner Zuständigkeit Verwaltungsanordnungen erlassen.
5. Zum Landeskirchenamt gehören die Kanzleien der Synode, des Bi-
schofs und des Kirchenrates.
Artikel 54
1. Das Landeskirchenamt besteht aus dem Präsidenten und aus juris-
tischen, theologischen und weiteren Mitgliedern, die hauptamtlich
oder nebenamtlich bestellt werden können. Der Präsident und die
Mitglieder des Landeskirchenamtes werden vomKirchenrat beru-
fen. Dieser regelt die Stellvertretung des Präsidenten.
2. Der Präsident des Landeskirchenamtes muß die Befähigung zum
Richteramt haben.
3. Das Landeskirchenamt entscheidet  durch Beschluß,  soweit  nicht
bestimmte Aufgaben allgemein oder im Einzelfall dem Präsiden-
ten zur Entscheidung übertragen sind. Das Nähere bestimmt die
Geschäftsordnung, die der Genehmigung des Kirchenrates bedarf.
Der Bischof ist zu  allen Sitzungen einzuladen und über alle Ver-
waltungsangelegenheiten von Bedeutung zu unterrichten. Auf sei-
nen Wunsch ist eine Angelegenheit dem Kirchenrat zu überweisen.
Gegen einen Beschluß des Landeskirchenamtes steht dem Bischof
und dem Präsidenten des Landeskirchenamtes  innerhalb zweier
Wochen der Einspruch an den Kirchenrat zu.
4. Der Präsident des Kirchenrates hat die Dienstaufsicht über die Mit-
glieder des Landeskirchenamtes. Die übrigen Beamten, Angestell-
ten und Arbeiter des Landeskirchenamtes unterstehen der Dienst-
aufsicht des Präsidenten des Landeskirchenamtes.“21
21 GVM, 1959, S. 22 f. – Die in Artikel 53 Absatz 3 erwähnte Regelung des Artikels 43 Absatz 3
besagte, der Kirchenrat könne dem Landeskirchenamt Verwaltungsangelegenheiten im Ganzen
oder im Einzelnen und die rechtliche Vertretung der Landeskirche vor Gerichten und Behörden
übertragen.
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 3 Die Gründung
Mit diesen Verfassungsbestimmungen waren die rechtlichen Voraussetzun-
gen für die Arbeit eines Landeskirchenamts in Hamburg geschaffen. Nun
galt es, die anstehenden personellen Entscheidungen zu treffen, die neue
kirchliche  Verwaltungsbehörde  zu  installieren,  deren  Mitglieder  zusam-
men zwar nicht „Kollegium“ heißen durften, es de facto aber waren.
Mit Wirkung vom 1. April 1959, also noch kurz vor dem Inkrafttreten der
neuen Verfassung, war der Amtsgerichtsrat Dr. Otto Bobrowski (1923–1964)
vom Landeskirchenrat mit der Wahrnehmung der Geschäfte eines juristi-
schen Kirchenrates beauftragt worden. Dann folgten drei Sachentscheidun-
gen. Zunächst wurde noch im zu Ende gehenden Jahr ein „Übergangskol-
legium“ eingerichtet, in der Tat: ein Kollegium. Der Landeskirchenrat erließ
dafür die folgende „Anordnung über die vorläufige Führung der Verwal-
tung in der Evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate“:
„Der Landeskirchenrat beauftragt ein Kollegium, übergangsweise bis
zum Erlaß einer neuen Regelung die laufende Verwaltung der Lan-
deskirche zu führen, soweit diese Verwaltung nicht anderen kirchli-
chen Stellen zusteht.
Das Kollegium besteht aus:
1. Bischof D. Witte, 
2. Vizepräsident Pastor Hagemeister,
3. Oberkirchenrat Dr. Pietzcker,
4. Kirchenrat Dr. Risch,
5. Kirchenrat Daur,
6. Amtsgerichtsrat Dr. Bobrowski.
Pastor Hagemeister wird für die Zeit nach Ablauf der Amtsdauer des
gegenwärtigen Landeskirchenrats zur Mitwirkung an dieser Aufgabe
ein entsprechender Dienstauftrag erteilt.
Diese Regelung tritt an die Stelle der §§ 13–17 der Geschäftsordnung
für den Landeskirchenrat vom 25. Oktober 1951.
Hamburg, den 3. Dezember 1959 
Der Landeskirchenrat 
Hagemeister, Vizepräsident“.22
22 Ebd., S. 92.
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Nur 40 Tage später erging eine neuerliche Verwaltungsanordnung in gleicher
Sache, denn nun war die neue Verfassung in Kraft getreten. Nun hieß es:
„Anordnung  über  die  vorläufige  Führung  der  Verwaltung  in  der
Evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate
Der  Kirchenrat  beauftragt  ein  Kollegium,  übergangsweise  bis  zur
Konstituierung  des  Landeskirchenamtes  die  laufende  Verwaltung
der Landeskirche entsprechend der Delegationsanordnung des Kir-
chenrats  vom 21.  Januar  1960 zu führen,  soweit  diese Verwaltung
nicht anderen kirchlichen Stellen zusteht.
Das Kollegium besteht aus:
1. Bischof D. Witte,
2. Präsident Dr. Pietzcker,
3. Amtsgerichtsrat Dr. Bobrowski,
4. Kirchenrat Daur,
5. Pastor Hagemeister,
6. Kirchenrat Dr. Risch,
7. Pastor Wilhelm Schmidt.
Die Anordnung vom 3. Dezember 1959 tritt außer Kraft.
Hamburg, den 21. Januar 1960
Der Kirchenrat 
D. Witte“.23
Wieder war arglos vom „Kollegium“ die Rede. Die einzige Novität in der
Zusammensetzung  des  Kollegiums  war  Pastor  Wilhelm  Schmidt  (1908–
1983), der Leiter der diakonischen Arbeit der hamburgischen Kirche. Doch
die  Verwaltungsanordnung  war  nicht  seinetwegen  erlassen  worden;  sie
hatte sich vielmehr als erforderlich erwiesen, weil die neue Verfassung in-
zwischen in Kraft getreten war, am 31. Oktober 1959, dem Reformationstag.
Dem vormaligen „Landeskirchenrat“ als Kirchenleitung war nunmehr der
„Kirchenrat“ – ein Gremium, nicht eine Person – nachgefolgt.
Zusammen mit dieser Verwaltungsanordnung erließ der neue Kirchen-
rat die erste „Delegationsanordnung“ nach Artikel 43 der Verfassung; wir
werden uns ihr gleich noch zuwenden. Wichtiger noch war die Einsetzung
des Amtspräsidenten:  Mit  Wirkung vom 1.  Januar 1960 wurde Oberkir-
23 GVM, 1960, S. 3.
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chenrat Dr. Eduard Hagen Pietzcker zum Präsidenten des Landeskirchen-
amtes berufen.
Die eigentliche Konstituierung des Landeskirchenamtes erfolgte in der
dritten dieser rasch aufeinander folgenden Entscheidungen, im April 1960:
„Gründung des Landeskirchenamtes
Gemäß Artikel 54 der Verfassung der Evang.-luth. Kirche im Ham-
burgischen Staate vom 19. Februar 1959 hat der Kirchenrat in seiner
Sitzung vom 25. April 1960 in das Landeskirchenamt berufen
a. zu hauptamtlichen Mitgliedern:
1. Oberkirchenrat Heinz Hagemeister unter gleichzeitiger Entlassung
aus dem Pfarramt der Kirchengemeinde West-Barmbek
2. Kirchenrat Georg Daur
3. Kirchenrat Dr. Risch
4. Kirchenrat Dr. Bobrowski
b. zum nebenamtlichen Mitglied: 
Pastor Wilhelm Schmidt.
Die Anordnung über die vorläufige Führung der Verwaltung in der
Evang.-luth. Kirche im Hamburgischen Staate vom 21. Januar 1960
(GVM Seite 3) tritt außer Kraft.
Hamburg, den 25. April 1960 
Der Kirchenrat 
D. Witte“.24
In dieser Gründungsurkunde für Hamburgs letztes Landeskirchenamt ist
die Bezeichnung „Kollegium“ bewusst vermieden: Nach den vorangegan-
genen Synodenentscheidungen konnte sie nicht mehr verwendet werden.
Nachdem die neue Kirchenverfassung in Kraft  getreten war,  mussten
für die zur Siegelführung Berechtigten neue Dienstsiegel  entworfen und
geschnitten werden: Die alten Bezeichnungen „Landesbischof“ und „Lan-
deskirchenrat“ hatten sich geändert, und das Landeskirchenamt war nun
zu verfassungsmäßigem und daher siegelberechtigtem Stande gekommen.
Nach bisheriger Tradition erhielt der Hamburger Bischof wieder die Ge-
stalt des heiligen Ansgar im Siegelbild, der Kirchenrat die des Hamburger
Reformators Johannes Bugenhagen, beide nach Entwürfen von Hans Her-
mann  Hagedorn.  Das neue Siegel  für das Landeskirchenamt wurde von
24 Ebd., S. 15.
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Klaus Luckey entworfen und zeigte die zwölf Apostel mit der Geistestaube,
darunter das kreuzgekrönte Torhaus aus dem Hamburger Landeswappen.
Die Siegelkommission fasste 1963 den Beschluss, alle seit 1959 genehmigten
neuen Dienstsiegel im Amtsblatt GVM abbilden zu lassen.25
 4  Die  Ordnungen
Bestimmend und formgebend für die Arbeit der landeskirchlichen Verwal-
tungsbehörde und für den Dienst der Mitglieder ihres Kollegiums waren
drei Ordnungen, zwar miteinander „verwandt“, aber doch einigermaßen
unterschiedlich: die Delegationsanordnung (DelegationsAO), die Geschäfts-
ordnung (GO) und der Geschäftsverteilungsplan. Mit der Delegationsan-
ordnung übertrug der Kirchenrat, „vorbehaltlich seines Rechtes, jeden Ein-
zelfall wieder an sich zu ziehen“,26 einen bestimmten, umschriebenen Teil
seiner  eigenen  Verwaltungshoheit  als  Dienstvorgabe  auf  das  Landeskir-
chenamt.  Die  Geschäftsordnung  regelte  die  Arbeit  und  die  Zusammen-
künfte des Amtskollegiums und umschrieb auch die Kompetenzen des Prä-
sidenten sowie der Abteilungsleiter des LKA. Im Geschäftsverteilungsplan
schließlich war festgelegt, aus welchen Aufgabenbereichen sich ein (juristi-
sches oder theologisches) Dezernat zusammensetzte. Die Geschäftsvertei-
lungspläne waren leicht zu ändern, mussten auch mit jedem personellen
Wechsel im Kollegium geändert werden, blieben im Übrigen aber sozusa-
gen hausintern; sie sind nicht im Amtsblatt abgedruckt worden, anders als,
mit Ausnahmen, die anderen genannten Ordnungen.
Zur Aufgabendelegation an das Landeskirchenamt hatte die Verfassung
mit Artikel 43 Absatz 3 den Kirchenrat autorisiert. In der kurzen Geschichte
des Landeskirchenamtes sind vier Delegationsanordnungen erlassen und
veröffentlicht worden, die erste von ihnen sogar noch vor der offiziellen
„Gründung“  des  Amtes,  im  Zusammenhang  mit  der  Einsetzung  des
„Übergangskollegiums“. Es sind diese:
25 GVM, 1964, S. 13.
26 So der amtliche Wortlaut in GVM, 1970, S. 76.
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1. DelegationsAO vom 21. Januar 1960,27
2. DelegationsAO vom 9. November 1964,28
3. DelegationsAO vom 22. Juni 1970,29
4. DelegationsAO vom 7. Januar 1974.30
Dem  LKA delegiert  beziehungsweise  übertragen  wurden  die  Tagesord-
nungsvorbereitung  für  den  Kirchenrat  und  den  synodalen  Hauptaus-
schuss,  alle  Gesetzes-  und Verordnungsentwürfe einschließlich Haushalt
und Jahresrechnung, die Beschlussausführung, protokollarische wie recht-
liche Vertretung der Landeskirche, Dienstaufsicht (und andere Personalan-
gelegenheiten) der Beamten und Angestellten (während die Personalsachen
der Pastoren beim Kirchenrat unmittelbar verblieben) sowie die Finanz-,
Kirchensteuer-, Bau-, Vermögens- und Grundstücksverwaltung. Dabei sind
zwischen  den  genannten  vier  Ausgaben der  Delegationsanordnung  nur
sehr geringfügige Veränderungen zu beobachten; beispielsweise stieg die
Obergrenze, bis zu welcher das Landeskirchenamt Nachbewilligungen vor-
nehmen konnte, von 20.000 DM im Jahre 1964 auf 50.000 DM von 1970 an.
Im  Bereich  der  Bauverwaltung  wurde  unterschieden  zwischen  soge-
nannten „kleineren Bauvorhaben“ mit mutmaßlichen Gesamtkosten bis zu
100.000  DM,  für  deren  Planung und Durchführung das  LKA zuständig
war, und „größeren Bauvorhaben“, deren Planung der Kirchenrat zu be-
schließen hatte; ihre Durchführung oblag jedoch wiederum dem LKA.
Nachdem es im Bereich der Hamburgischen Landeskirche, als Vorberei-
tung  der  geplanten  nordelbischen  Kirchenzusammenführung,  im  Jahre
1974 zur Bildung eines  Kirchenkreises  Alt-Hamburg gekommen war,  ist
noch einmal eine Delegationsanordnung erlassen worden: Nach einem Be-
schluss  vom 10.  Dezember  1975  übertrug  der  Kirchenkreisvorstand  des
neuen Kirchenkreises Alt-Hamburg seine Verwaltungsangelegenheiten auf
das LKA.31
27 GVM, 1960, S. 3.
28 GVM, 1964, S. 76 f.
29 GVM, 1970, S. 63.
30 GVM, 1974, S. 19 f.
31 GVM, 1975, S. 20.
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Geschäftsordnungen sind gewiss keine spannende Lektüre.  Das ham-
burgische LKA hat in seiner kurzen Geschichte zwar deren fünf benötigt,
aber im Tagesablauf oder im Dienst durch Woche und Jahr hindurch gab es
glücklicherweise kaum je einen Anlass, in der GO nachzulesen. Im internen
Dienst des Kollegiums ereigneten sich keine Konflikte, die das erforderlich
gemacht hätten. Fünf aufeinander folgende Fassungen der GO für das LKA
sind damals vom Kirchenrat genehmigt und (mit Ausnahme der ersten) im
Amtsblatt veröffentlicht worden:
1. GO vom 16. Juni 1960 (nicht veröffentlicht; Erlassdatum erschlossen),
2. GO vom 14. Juni 1965,32
3. GO vom 22. Juni 1970,33
4. GO vom 27. Sep. 1971,34
5. GO vom 7. Januar 1974.35
Die Daten bezeichnen jeweils den Tag der Genehmigung des Geschäftsord-
nungstextes durch den Kirchenrat gemäß Artikel 54 Absatz 3 der Verfas-
sung. Irrtümlich wurde am Schluss der GO von 1970 und – nochmals – 1971
das Außerkrafttreten der Fassung von 1960, die doch schon 1965 revidiert
worden war, bekräftigt, so als ob diese erste, nicht einmal veröffentlichte
GO ein besonders zähes Leben gehabt hätte.
Natürlich war die Geschäftsordnung eine Art Spiegelung der Delegati-
onsanordnung, und 1970 und 1974 wurden diese beiden Ordnungen denn
auch in  einem einzigen gleichen  Arbeitsgang revidiert.  Aber  die  Unter-
schiede zwischen den fünf verschiedenen Fassungen der GO sind ebenfalls
ganz gering. Von der GO geregelt wurden die Tätigkeiten des Landeskir-
chenamtes für den Kirchenrat,  teilweise auch für die Synode (Tagesord-
nung,  Entwürfe  für  Gesetze und Rechtsverordnungen,  Haushalt,  Jahres-
rechnung), die Zuständigkeiten im Personal- und Finanzwesen und so fort.
Das LKA war befugt,  „Ordnende Bescheide“ zu erlassen.  Der Präsident
konnte  Angelegenheiten  als  „Generalsache“  an sich ziehen;  er  hatte  die
Dienstaufsicht über die Beamten und Angestellten der Kirche wahrzuneh-
men, nicht jedoch über die Pastoren und Amtsmitglieder. Die GO legte fer-
32 GVM, 1965, S. 28–30.
33 GVM, 1970, S. 64 f.
34 GVM, 1971, S. 42–44.
35 GVM, 1974, S. 18 f.
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ner fest,  wie weit das Einzelentscheidungsrecht der Dezernenten reichte.
Doch die  1965  noch  geforderte  umfassende  jährliche  Berichterstattungs-
pflicht des Dezernenten „über den Stand seines Dezernats“ ist nie realisiert
worden und fiel von 1970 an fort: An die Stelle solcher Berichte war längst
die laufende,  aus der Arbeit  resultierende gegenseitige Information und
Kooperation getreten.
Der Tätigkeitsbereich und die Kompetenzen der Abteilungsleiter wur-
den in den verschiedenen Ausgaben der GO ebenfalls umschrieben, 1965
auch noch für den Verwaltungsdirektor. Der wurde von 1970 an nicht mehr
erwähnt, wohl aber von diesem Jahr an der Leiter der Bischofskanzlei: in-
terne Strukturveränderungen, die an der GO ablesbar waren.
Hatte der Wortlaut der GO von 1964 die wesentlichen Entscheidungen
noch in die „Plenarsitzung des Landeskirchenamtes“ verwiesen, so trat, ein
wenig überraschend, aber der Wirklichkeit durchaus entsprechend, wenig
später dafür wieder der Ausdruck „Kollegium“ in Kraft: Von 1970 an spra-
chen  die  Geschäftsordnungen  vom „Kollegium des  Landeskirchenamtes
(Dezernenten)“.
Der Geschäftsverteilungsplan unterlag, wie erwähnt, häufigen Verände-
rungen. Dem Chronisten liegt eine Ausgabe des Geschäftsverteilungspla-
nes vom 1. Mai 1973 vor, der als ein Beispiel dienen kann. Der Plan zählte
die Dezernate von I bis VIII durch und regelte für jedes Dezernat die Ver-
tretung und die Unterstellung von Abteilungen. Die Dezernate umfassten
damals die folgenden Angelegenheiten:
I (Präsident Dr. Dietrich  Katzenstein): Präsidial- und Verfassungsfra-
gen, Verhältnis Staat/Kirche, Haushalt, Archiv;
II (Oberkirchenrat Herbert  Scholtyssek): theologische Personalangele-
genheiten, Friedhofspfarramt, Frauenwerk, Militär-, Polizei- und Kran-
kenhausseelsorge;
III (Kirchenbaudirektor Dr. Bernd Franck): Bau-, Wohnungs- und Grund-
stücksangelegenheiten;
IV (Oberkirchenrat Ulrich Heine): nichttheologische Personalangelegen-
heiten,  Besoldung und Versorgung,  Amtszuchtverfahren,  Kirchen-
vorsteherwahlen und organisatorische Fragen des LKA;
V (Oberkirchenrat Dr. Gerhard von Negenborn): allgemeine Wirtschafts-
und Finanzfragen,  Steuerfragen,  Versicherungssachen,  Vermögens-
verwaltung und Rechnungsprüfungsangelegenheiten;
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VI (Oberkirchenrat  Dr.  Wolfram  Conrad):  theologische  Grundsatzfra-
gen, Mission, Ökumene, Kirche und Schule, Presse, Rundfunk und
Fernsehen, Katechetisches Amt, Wichernschule, Sozial- und Studen-
tenpfarramt;
VII (Oberkirchenrat Detlef  Rötting): Nordelbien, Gemeindegründungen
und Grenzänderungen, Statistik und Meldewesen, Jugendpfarramt;
VIII (Oberkirchenrat Herwarth von Schade): Diakonie, Gottesdienst und
Kirchenmusik, Kollekten- und Stipendienwesen, Evangelische Aka-
demie, Amt für Öffentlichkeitsdienst und Bibliothekswesen.
1970 hat der Chronist sich in einem Aufsatz „Zur theologischen Interpreta-
tion kirchlicher Verwaltung“ mit dem Vorwurf von Yorick Spiegel auseinan-
dergesetzt, in den Landeskirchenämtern der Kirche fehlten die Spezialisten;
schon die Anstellung eines Pädagogen gelte als ungewöhnlich.36 Hamburgs
Kirchenverwaltung hat  diese  Schelte  nie  auf  sich beziehen müssen!  Das
Kollegium in der Bugenhagenstraße – und von 1972 an im neuen, letzten
Verwaltungsgebäude, Neue Burg 1 – versammelte zeitweise außer Pastoren
und Juristen um den Beratungstisch einen Volks- und Betriebswirt, einen
Architekten Dr.-Ing., einen Theologieprofessor und einen Journalisten. Ge-
gen Ende der gesamten Amtszeit, 1975, wurde der amtsälteste Abteilungs-
leiter,  der  langjährige  Leiter  der  Kirchensteuerabteilung  Johannes  Reu-
mann,  in  das  Kollegium  berufen.  Von  theologisch-juristischer  Inzucht
konnte keine Rede sein.
Es sollte an dieser Stelle einmal daran erinnert werden, dass der räumli-
che Bereich der Hamburgischen Landeskirche, in welchem das Landeskir-
chenamt die Verwaltungsfunktionen wahrzunehmen hatte, sich schon seit
1938 nicht mehr mit dem Hamburger Staatsgebiet deckte. Die Kirche hatte
die Gebietsveränderungen des sogenannten Groß-Hamburg-Gesetzes (1938)
ihrerseits nicht mitvollzogen, so dass zum Gebiet der Hamburgischen Lan-
deskirche nicht Altona, nicht Niendorf, nicht Wandsbek, nicht die Walddör-
fer mit Wellingsbüttel oder Poppenbüttel und auch nicht Harburg gehörten,
sondern lediglich das „Alt-Hamburger“ Gebiet sowie das Amt Ritzebüttel
(Cuxhaven). In den genannten Stadtteilen Hamburgs hatte man Propsteien,
36 Herwarth von Schade, Zur theologischen Interpretation kirchlicher Verwaltung, in: Walter
Blankenburg u. a. (Hg.),  Kerygma und Melos. Christhard Mahrenholz 70 Jahre, Kassel u. a.
1970, S. 471–482.
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Pröpste und einen Landespropst der Schleswig-Holsteinischen Landeskir-
che zum Gegenüber, im niedersächsisch-hannoverschen Kirchenkreis Har-
burg einen Superintendenten. Dieser Sachverhalt, der einen wesentlichen
Impuls für die Bildung einer gemeinsamen nordelbischen Kirche gegeben
hat, ist übrigens einer der Gründe dafür gewesen, das vormalige Amt des
„Landesbischofs“ – nach dem Kriege hatten Simon Schöffel, Theodor Knolle
und Volkmar Herntrich als Landesbischof amtiert – mit der Kirchenverfas-
sung von 1959 zum Amt des „Bischofs“ zu machen. Karl Witte und Hans-
Otto  Wölber haben in diesen Jahren im Bischofsamt gestanden; drei der
vier Delegationsanordnungen – die von 1964, 1970 und 1974 – tragen die
Unterschrift von Bischof D. Dr. Wölber.
 5  Die Arbeit
Die interne Arbeit des Landeskirchenamtes ist durch den Lauf des Jahres
und der Woche in unterschiedlicher Weise bestimmt worden.
Der Jahreslauf wurde vom landeskirchlichen Haushalt geprägt: von der
Erstellung, dem Vollzug und der Abrechnung des Etats. Nachdem 1961 der
Haushalt durch ein Rumpfgeschäftsjahr vom 1.4. bis zum 31.12.1961 an das
Kalenderjahr angepasst worden war, entschloss die Hamburgische Kirche
sich dazu, ihre Haushalte künftig für je zwei Kalenderjahre zu gestalten.
Von 1963 an gab es Zwei-Jahres-Haushalte. Dabei dienten die ungeraden Jah-
re der Abrechnung des zurückliegenden Haushaltszeitraums, die geraden
Jahre hingegen waren ganz in Anspruch genommen durch die Vorberei-
tung des nächsten Doppelhaushalts. Die Arbeit des einen wie des anderen
Jahres zielte auf die entscheidende Sitzung der Synode, die „Etatsynode“:
Sie hatte die Abrechnung entgegenzunehmen und zu genehmigen, und sie
hatte den Haushalt, den der Kirchenrat ihr vorlegte, mit Gesetzeskraft zu
verabschieden.  Die Etatsynodensitzung wurde für gewöhnlich möglichst
im November, noch vor der ersten Adventswoche, einberufen.
Die Sitzungen der Synode fanden in der Regel im Bürgerschaftssaal des
Rathauses statt: zu diesen wichtigen Gelegenheiten war also die hamburgi-
sche Kirche mit ihrer gesetzgebenden Körperschaft zu Gast beim hambur-
gischen Staat.  Der  Platz  des  Bürgerschaftspräsidenten wurde dann vom
Präsidenten der Synode und von seinen Beisitzern eingenommen. Auf der
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„Regierungsbank“ nahm gewöhnlich der Vertreter des Senats, der verdien-
te Oberregierungsrat Heinz Rumpf, Platz, während auf der anderen Seite,
auf dem erhöhten Platz der Bürgerschaftskanzlei, die Mitglieder des Lan-
deskirchenamtes saßen; ihr Präsident als geborenes Mitglied des Kirchenra-
tes aber saß mit den anderen Kirchenratsmitgliedern im Plenum der Synode.
Die Mitglieder des LKA-Kollegiums besaßen in der Synode kein Rede-
recht, es sei denn, der Kirchenrat hätte bei der Anmeldung von Beratungs-
gegenständen  zur  synodalen  Tagesordnung  den  fachlich  zuständigen
Dezernenten als Berichterstatter benannt. Wenn ein Mitglied des Landes-
kirchenamtes dennoch in einer synodalen Debatte das Wort ergreifen woll-
te, weil eine Sache seines Dezernats verhandelt wurde, musste er den Bi-
schof als  Präsidenten des Kirchenrats fragen,  ob er den Präsidenten der
Synode bitten dürfe, ihm das Wort zu der Sache zu erteilen. Einer der theo-
logischen  Dezernenten  erinnert  sich  daran,  dass  er  sich  einmal  dieser
schwierigen Prozedur unterziehen musste. Die Geschäftsordnung der Syno-
de und ihre Handhabung durch den Synodalpräsidenten mussten wohl so
streng sein.
Im Übrigen vereinigte das Kirchenjahr alle Mitarbeiter des LKA am Re-
formationstag zu einem gemeinsamen Gottesdienst in der Hauptkirche St.
Katharinen, in welchem gewöhnlich eines der theologischen Amtsmitglie-
der die Predigt hielt.
Die wöchentliche Arbeit im Landeskirchenamt begann für alle Mitarbei-
ter mit der Morgenandacht am Montag. Sie fand in der Hauptkirche St. Ja-
cobi statt; später, nach dem Umzug zur Neuen Burg, in der Kapelle des
dortigen Dienstgebäudes. Am jeweils ersten Montag im Monat amtierten
der Bischof oder der Senior; die andern Morgenandachten wurden von den
Theologen des Kirchenrates und des Landeskirchenamtes gehalten.
Geprägt und bestimmt jedoch wurde die Arbeit der Woche von den Sit-
zungsterminen. Der Kirchenrat kam sehr regelmäßig alle 14 Tage am Mon-
tag zu seinen Sitzungen zusammen, für gewöhnlich um 16 Uhr und meistens
bis gegen 22 Uhr. An den Sitzungen hatten die Mitglieder des Landeskir-
chenamtes teilzunehmen, und meistens hatte der jeweils zuständige Dezer-
nent zum betreffenden Tagesordnungspunkt vorzutragen; dann folgten De-
batte  und  Abstimmungsentscheidung  des  Kirchenrates.  Der  Bischof  als
Präsident des Kirchenrates saß diesem vor und leitete die Sitzungen. In der
Debatte hielt das Kollegium sich zurück, konnte sich aber jederzeit zu Wort
melden und zur Beratung beitragen, wo es erforderlich war. Auch die Füh-
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rung des Protokolls oblag dem Landeskirchenamt. Dabei schrieb jedes Kol-
legiumsmitglied das Protokoll zu dem sein Dezernat berührenden, von ihm
vorgetragenen Punkt der Tagesordnung selbst.
In ziemlich seltenen Fällen tagte der Kirchenrat auch einmal  in senatu
ohne Gäste und Amtsmitglieder.  Die Mitglieder des Landeskirchenamtes
verließen dann den Sitzungsraum. Solche internen Beratungen wurden an
den Schluss der regulären Sitzung, nach der Abendbrot-Pause, gelegt.
Die Sitzungen des Kollegiums selbst fanden an jedem Donnerstag statt.
Sie begannen um 9 Uhr und hatten einen mehr internen ersten Teil, wäh-
rend der Bischof anwesend war. Nach einer Stunde verließ der Bischof die
Sitzung, und es kamen stattdessen die Leiter der Abteilungen des Amtes,
um an der  Beratung teilzunehmen.  Auch Gäste  oder  Fachleute,  die  um
einen bestimmten Vortrag gebeten worden waren, fanden sich dann ein.
Bedingt durch den 14-tägigen Sitzungsrhythmus des Kirchenrates gab es
immer einen festen Punkt: die Vorbereitung der nächsten Sitzung des Kir-
chenrates oder aber, anhand des Protokolls aus der Kirchenratssitzung, die
Beratung über die Ausführung der Beschlüsse. Diese Gegenstände wurden
in Anwesenheit des Bischofs, im ersten Teil der Amtssitzung, verhandelt;
doch bestand dort auch stets Gelegenheit, neben oder außerhalb der Tages-
ordnung aktuelle Fragen aus dem kirchlichen Leben zwischen Bischof und
Verwaltung ganz unmittelbar und vertrauensvoll zu erörtern. Auf diese Weise
nahm der Bischof an der Kirchenverwaltung teil, und diese Verfahrenswei-
se hat sich als so effizient erwiesen, dass im Zuge der Zweiten Verfassungs-
änderung im Jahre 1974 die beiden letzten Sätze von Artikel 54 Absatz 337
gestrichen  werden konnten:  Es  hatte  eines  besonderen Einspruchsrechts
des  Bischofs  gegen  Landeskirchenamtsbeschlüsse  tatsächlich  in  keinem
Falle bedurft.
Mit  freundlicher  Liebenswürdigkeit  pflegten  die  Amtsmitglieder  den
dienstlichen wie privaten Umgang miteinander. Jeder kannte jeden; man
schätzte einander, und die Ehefrauen waren in den Kreis einbezogen. Jeder
kannte freilich auch die Eigenheiten und Schwächen des andern. Der Präsi-
dent rühmte sich einer weitläufigen, überall auf der Welt anzutreffenden
Verwandtschaft und wurde dafür freundschaftlich aufgezogen. Sein Amts-
vorgänger hatte den Brauch eingeführt, präsidiales Handschriftliches nicht
anders als allein mit violetter Tinte zu schreiben; die Spuren in den Akten
37 Siehe oben, Anm. 21.
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sind noch heute auffallend und unübersehbar. Personal- und Diakoniede-
zernent pflegten sich aus Jux mit den frei erfundenen Vornamen „Gustav“
und „Hubert“ anzureden. Von einem der Theologen hielt sich hartnäckig
das Gerücht, er könne in einem einzigen Satz vier Leute gleichzeitig belei-
digen.  Ein  Juristenkollege,  der  in  seiner  Freizeit  übers  Wochenende auf
Jagd gewesen war und berichtete, er habe einen Hasen geschossen, wurde
vom Präsidenten interessiert befragt: „Tot?“ Der Personaldezernent fürchte-
te die Besuche einer gehbehinderten Dame, die ihren Ausführungen da-
durch Nachdruck zu verleihen pflegte, dass sie mit dem Stock kräftig auf
den  teppichlosen  Plastikfußboden  aufstieß.  Dem  Chronisten  lag  an  der
grammatisch  und  orthographisch  genauen  Formulierung  von  Gesetzes-
und Verordnungstexten; die Kollegen nannten ihn dafür den Kommadezer-
nenten. Der Baudezernent hingegen pflegte die zuweilen auch ein bisschen
langweilige Sitzungszeit zur Anfertigung von Architektenzeichnungen zu
nutzen. Die juristischen Kollegen glänzten mitunter durch kühne, aufse-
henerregende Formulierungen in ihren Beratungsbeiträgen. Die Atmosphä-
re war ungetrübt. Einer achtete den andern – „mit kritischer Liebe“, wie
einmal formuliert wurde –, und es gab nicht die geringsten Intrigen.
Der Leiter der Bauabteilung hat dem Vf. später von seiner ersten „Bau-
bereisung“ erzählt, und sein Bericht ist bezeichnend für die Atmosphäre
vertrauensvoller Kooperation, die im Landeskirchenamt herrschte. Dr. Franck-
war im Jahre 1962 aus einem öffentlichen kommunalen Dienst  in  West-
deutschland als kirchlicher Baudezernent nach Hamburg gekommen. Im
Frühsommer dieses Jahres begleitete er zum ersten Mal den Amtspräsiden-
ten, Dr. Bobrowski, auf der jährlichen Baubereisung, bei der alle Bauten der
Landeskirche besucht und besichtigt wurden, um die Notwendigkeit bauli-
cher Maßnahmen zu eruieren und die Einwerbungen im nächsten landes-
kirchlichen Finanzhaushalt vorzubereiten. Bei einer Tasse Kaffee am Ende
eines arbeitsreichen Reisetages fragte der Präsident seinen neuen Kirchen-
baudirektor nach seinem Gesamteindruck, und der antwortete offen und
ungescheut, die hamburgische Kirche baue zu viel, zu schlecht und zu teu-
er, und man werde in schlechten Zeiten so manchen Bau nicht mehr unter-
halten können. Das gelte besonders für das sehr groß geplante Kirchbau-
programm: Der ehrgeizige Plan, so viele Kirchen zu errichten, dass kein
Hamburger es weiter als 500 Meter bis zur nächsten Kirche habe, werde in
späteren Jahren den Etat wieder und wieder mit hohen, schwer erträgli-
chen Erhaltungsaufwendungen belasten. Der Präsident war über diese An-
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sicht nicht etwa ärgerlich, sondern wurde sehr nachdenklich. Die bittere
Wahrheit solcher baufinanzieller Visionen – bis hin zum Verkauf von Kir-
chengebäuden in unsern Tagen – hat er allerdings nicht mehr erlebt.
Jene die Gestalt des Kirchenwesens in Norddeutschland verändernden
Entscheidungen, die schließlich das Ende des Hamburgischen Landeskir-
chenamtes heraufführen sollten, hatten eine lange Vorgeschichte, die bis in
die Amtszeit von Landesbischof  Tügel zurückreichte. Im Dienstbetrieb so
recht fühlbar wurden sie freilich erst in den siebziger Jahren.
Im Jahre 1970 hatten die beteiligten Kirchen von Eutin, Hamburg, Lübeck
und Schleswig-Holstein den „Vertrag über die Bildung der nordelbischen
evangelisch-lutherischen Kirche“ geschlossen.38 Er sah die Einrichtung von
ersten  nordelbischen  Organen  vor;  die  Verfassunggebende  Synode,  der
Nordelbische Rat (als vorläufige Kirchenleitung) und die Synodalkommis-
sion konstituierten sich und nahmen ihre Arbeit auf. Als Sitz der künftigen
nordelbischen  Kirchenverwaltungsbehörde  war  Kiel  vereinbart  worden,
und damit war abzusehen, dass vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Nord-
elbischen Kirchenverfassung an das LKA in Hamburg entfallen würde. Au-
ßerdem brachte 1974 das „Gesetz über den Kirchenkreis Alt-Hamburg“ für
die Hamburgische Landeskirche und ihre Verwaltung weitere Veränderun-
gen: Das Gebiet der bisherigen Landeskirche wurde in zwei Kirchenkreise
gegliedert,  den Kirchenkreis Alt-Hamburg und den Kirchenkreis Cuxha-
ven. Während der Kirchenkreis Alt-Hamburg dafür vorgesehen war, künf-
tig ein Teil  der Nordelbischen Kirche zu werden, hatte der Kirchenkreis
Cuxhaven sich auf den Übergang zur Hannoverschen Landeskirche vorzu-
bereiten. Es entstanden die erforderlichen Organe der Kirchenkreise, also
Kirchenkreisvorstände,  Kirchenkreissynoden  und  Pröpste  (in  Cuxhaven:
ein Superintendent);  die fünf Pröpste für den Kirchenkreis Alt-Hamburg
wurden am 12. Juni 1975 gewählt. Die beiden neuen Kirchenkreise übertru-
gen ihre Verwaltungsaufgaben auf das bisherige Landeskirchenamt.
Neben der laufenden Verwaltungsarbeit war in der noch verbleibenden
Zeit an vielen Stellen die künftige nordelbische Kirchenwirklichkeit vorzu-
bereiten. Für die gesamtkirchlichen Dienste und Werke mussten die Ord-
nungen neu geschrieben oder mindestens revidiert werden, die Posaunen-
arbeit  ebenso  wie  die  Dienste  der  beiden  Evangelischen  Akademien  in
Hamburg und Bad Segeberg  oder  der  umfängliche  Bereich  von Innerer
38 Text: GVM, 1970, Nr. 2.
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Mission und Hilfswerk in den beiden Diakonischen Werken. Diese Arbei-
ten waren von den Mitgliedern des Kollegiums wahrzunehmen mit  der
Maßgabe, dass zur Stunde der Verwirklichung der Nordelbischen Kirche,
also mit dem 1. Januar 1977, ihre eigene kirchliche Tätigkeit und ihre bishe-
rige Stelle fortfallen würden. So hatte denn in der kleinen Schar von Juris-
ten  und  Theologen  in  Hamburgs  Kirchenverwaltungsbehörde  ein  jeder
auch noch das persönliche Problem, an seine berufliche Zukunft nach dem
31. Dezember 1976 denken zu müssen.
Schon 1975  war  der  Kirchenjurist  Horst  Göldner  (gest.  1984)  als  der
künftige Präsident des Nordelbischen Kirchenamtes in Kiel bestimmt wor-
den. Präsident Dr. Katzenstein ließ sich beurlauben und nahm seine Wahl
zum Richter am Verfassungsgericht der Bundesrepublik Deutschland (in
Karlsruhe) an. Ein neuer LKA-Präsident wurde nicht mehr eingesetzt; viel-
mehr hatte Oberkirchenrat Heine von November 1975 an die Aufgaben des
Präsidenten wahrzunehmen. Er trat 1977 in die Dienste der Alsterdorfer
Anstalten in Hamburg. Oberkirchenrat Dr. Conrad war schon 1976 als Aus-
bildungsdezernent in das benachbarte Landeskirchenamt nach Kiel überge-
wechselt.  Kirchenbaudirektor Dr.-Ing. ranck blieb als nordelbischer Kirchen-
baubeamter in Hamburg.  Oberkirchenrat  Scholtyssek wurde pensioniert.
Oberkirchenrat  Rötting  übernahm die  Leitung  der  Verwaltung  des  Kir-
chenkreises Alt-Hamburg. Der Chronist unterzog sich einer Zusatzausbil-
dung  und  wurde  Kirchenbibliothekar,  Kirchenverwaltungsrat  Reumann
verblieb in der Leitung der Steuerabteilung der Kirchenkreisverwaltung.
Im Protokoll  der letzten Sitzung des Landeskirchenamtes am 30.  De-
zember 1976 – es war die 852. Sitzung des LKA seit seiner Begründung –
wurde die Anwesenheit der Kollegiumsmitglieder Heine, Scholtyssek, von
Schade, Rötting, Franck und Reumann (in dieser Reihenfolge) vermerkt so-
wie die aller Abteilungsleiter des Hauses. Oberkirchenrat  Heine würdigte
die  Persönlichkeit  und die  Verdienste  von Herbert  Scholtyssek,  der  seit
1965 als Personaldezernent gewirkt hatte, in den letzten Jahren auch Mit-
glied des Nordelbischen Rates gewesen war und nun mit Ablauf des Jahres
1976 in den Ruhestand treten sollte. Eine letzte Tagesordnung wurde abge-
handelt. Dann schließt das Protokoll mit der Bemerkung: „Mit dieser letz-
ten Sitzung endet die Tätigkeit des Kollegiums des Landeskirchenamtes.
Die Verwaltung des Kirchenkreises Alt-Hamburg wird ab 1.1.1977 durch
das Kirchenkreisamt fortgeführt.“
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 6 Die Mitgl ieder
Die personelle Geschichte des Kollegiums des Landeskirchenamtes von sei-
ner Gründung an bis zu seinem Aufgehen in der neu konstituierten Nord-
elbischen Kirche lässt sich in vier Hauptabschnitten beschreiben, die durch
die Wechsel im Amt des Präsidenten unterscheidbar geworden sind, auch
wenn es durch die sehr unterschiedlichen Termine des Eintritts oder Aus-
scheidens der anderen Amtsmitglieder an den „Rändern“ dieser Abschnitte
zu ganz natürlichen Überschneidungen kam.
Die erste Phase vom Frühjahr 1960 an war von der „Mannschaft der ers-
ten Stunde“ geprägt, von Präsident Dr.  Pietzcker, den theologischen Mit-
gliedern Pastor Hagemeister und Pastor Daur sowie den Juristen Dr. Risch
und Dr. Bobrowski. Der Letztgenannte war erst im Jahr zuvor, als Amtsge-
richtsrat, mit der Wahrnehmung der Geschäfte eines juristischen Kirchen-
rats beauftragt worden: Das Kollegium hat immer gern über einen „jungen
Juristen“ und möglichst auch über einen „jungen Theologen“ verfügt, der
„nachzuwachsen“ hatte. Dr. Bobrowski war in der Tat beim Eintritt in den
kirchlichen Dienst noch nicht 40 Jahre alt und kam in einen Kreis erheblich
älterer, ja zum Teil gerade vor der Emeritierung stehender Kollegen, die
freilich ihrerseits  die  historische und praktische Kontinuität  der Verwal-
tung der Landeskirche zu verbürgen hatten. Ende Mai 1960 trat Friedrich
Risch in den Ruhestand, Ende Dezember des gleichen Jahres folgten ihm
Präsident Pietzcker und Oberkirchenrat Hagemeister. Doch zuvor hatte die
Kirche  ihr  Verwaltungskollegium noch  durch  den  oldenburgischen  Kir-
chenrat Pastor Paul Reinhardt ergänzt, der am 1. Oktober 1960 als Oberkir-
chenrat berufen worden war.
Dieser „Mannschaft der ersten Stunde“ musste die Aufgabe zufallen, die
Verwaltungsdienste der hamburgischen Kirche aus der Zeit vor der Verfas-
sung von 1959, die ein „Landeskirchenamt“ in legaler Form nicht gekannt
hatte und die die Verwaltung sozusagen ungetrennt von der Kirchenlei-
tung und durch diese selbst hatte wahrnehmen lassen, ohne Bruch in die
nunmehr konstituierte kirchliche Behörde überzuführen.
Die zweite Phase der personellen Amtsgeschichte wurde eröffnet durch
die Berufung von Dr. Otto Bobrowski zum Präsidenten des LKA, am 1. Ja-
nuar 1961. Es war eine auf lange Zeit und weite Sicht hin vorgenommene
Berufung, mit welcher zugleich eine Periode der Stabilisierung des noch
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jungen Landeskirchenamtes intendiert war.  Auf den gleichen Tag wurde
Pastor Georg  Daur zum theologischen Oberkirchenrat ernannt,  und am  
1. Mai 1961 trat auch wieder ein neuer „junger Jurist“ dem Kollegium bei,
der damalige Gerichtsassessor und spätere Hamburger Senator Dr. Hans-
Joachim Seeler. Dieses Team von zunächst je zwei Theologen und Juristen
unterzog sich der Aufgabe, das Amt in der durchaus kritisch beobachten-
den kirchlichen Öffentlichkeit zu sachlichem Ansehen zu bringen und um
die nötige Vertrauensbildung besorgt zu sein, sowohl bei den Kirchenge-
meinden als auch dem Kirchenrat unter seinem Präsidenten Bischof D. Karl
Witte  gegenüber.  Es war dann eben dieser Kreis der Juristen  Bobrowski
und  Seeler, der Theologen  Daur und  Reinhardt, in welchen der Chronist
am 1. April 1962 als „junger Theologe“ berufen wurde.
Diesem Abschnitt der personellen Geschichte, von Menschen auf lange
Zeit hin angelegt, machte der frühe, schmerzliche Tod von Otto Bobrowski
im Frühsommer 1964 ein Ende. Oberkirchenrat Paul Reinhardt wurde mit
der vorübergehenden Wahrnehmung der Geschäfte des Präsidenten beauf-
tragt, bis ein Nachfolger für den Verstorbenen gefunden war, der ja nach
der Verfassung die Befähigung zum Richteramt aufzuweisen hatte. Noch
im Sommer dieses  Jahres  wurde Dr.  Hans-Joachim  Seeler  zum Oberkir-
chenrat ernannt und als neuer „junger Jurist“ Kirchenassessor Dr. Erhard
Stiller in das Kollegium berufen.
In den Jahren der Präsidentschaft von Dr. Dietrich Katzenstein, der zeit-
lich längsten,  dritten Personalgeschichtsphase von 1964 bis  1975,  gab es
zahlreiche Veränderungen in der Mitgliedschaft des LKA-Kollegiums. Im
Bereich  der  „juristischen  und  anderen“  Dezernate  folgten  Ulrich  Heine
1967 auf Hans-Joachim  Seeler und Detlef  Rötting 1971 auf Erhard  Stiller;
von  1965  bis  1973  gehörte  Gerhard von  Negenborn  als  Wirtschaftsfach-
mann dem Kollegium an, und 1971 war der Leiter der Bauabteilung Bernd
Franck „mit vollem Stimmrecht“, wie der Beschluss ausdrücklich vermerk-
te,  in  das  Kollegium berufen  worden.  In  den  theologischen  Dezernaten
wurden Hermann Ringeling (1967–1971) für Paul Reinhardt, Herbert Schol-
tyssek (1965) für Georg Daur und Wolfram Conrad (1971–1976) für Ringe-
ling dem Kollegium beigesellt. Das nebenamtliche Kollegiumsmitglied Wil-
helm Schmidt trat 1973 in den Ruhestand.
Die Versetzung des theologischen Oberkirchenrats Georg  Daur in den
Ruhestand führte 1965/66 zu einem Kirchenrechtsstreit, der vor dem Ver-
fassungs-  und  Verwaltungsgericht  der  Vereinigten  Evangelisch-Lutheri-
Das Landeskirchenamt in Hamburg 233
schen  Kirche  Deutschlands  (VELKD)  ausgetragen  werden  musste.  Dem
Theologen war bei  der Übernahme in den Dienst  im Landeskirchenamt
eine Urkunde ausgestellt worden, in welcher die Formel „unter Berufung
in das Kirchenbeamtenverhältnis“ fehlte. Der kirchliche Dienstherr musste
ihm daher das für Pastoren nach dem Pfarrergesetz geltende Pensionie-
rungsalter von 68 Jahren zugestehen und die Versetzung in den Ruhestand
um drei Jahre hinausschieben. Georg  Daur hat diese Jahre dazu benutzt,
sein Buch über die hamburgische Kirchengeschichte Von Predigern und Bür-
gern zu schreiben,39 und den Kollegen im Landeskirchenamt wurde eilfertig
der Vermerk „unter Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis“ in die Be-
stallungsurkunde nachgetragen.
In die Amtszeit von Dietrich Katzenstein als Präsident fiel auch der Bau
des Verwaltungsgebäudes Neue Burg 1 sowie im Jahre 1972 der Umzug in
das neue Gebäude, wo die Dezernenten ihre Dienstzimmer im 9. Stockwerk
zugewiesen erhielten.
Die vierte und letzte personalgeschichtliche Phase stand für das Landes-
kirchenamt ganz im Zeichen – oder sollte man besser sagen: im Schatten –
der kurz bevorstehenden kirchlichen Neuregelung und dem damit verbun-
denen Ende des Kollegiums überhaupt. Nach der Berufung von Dr.  Kat-
zenstein  als  Bundesverfassungsrichter  wurde  kein  neuer  Amtspräsident
mehr bestellt. Die Landeskirche beauftragte vielmehr Oberkirchenrat Heine
mit der Wahrnehmung der präsidialen Amtsgeschäfte, neben seinen Aufga-
ben als juristischer Dezernent. Für kurze Zeit trat der Kieler Kirchenjurist
Henning  Kramer  dem Kollegium bei  (1975–1976).  Aus  dem Gehobenen
Dienst  rückte der Leiter  der  Kirchensteuerabteilung,  der  Kirchenverwal-
tungsrat Johannes Reumann, für die letzten beiden Jahre in das Kollegium
auf. Das 1973 verwaiste theologische Dezernat für Diakonie von Pastor Wil-
helm Schmidt wurde nicht wieder besetzt, ebenso wenig wie das theologi-
sche „Grundsatzdezernat“, als Wolfram  Conrad 1976 in das Kieler Kolle-
gium überwechselte. In der 852., letzten Sitzung des LKA am 30. Dezember
1976 waren denn also, wie oben beschrieben, alle noch verbliebenen Kolle-
giumsmitglieder mit den Abteilungsleitern versammelt, die Kollegen Franck,
Heine, Reumann, Rötting, von Schade und Scholtyssek.
39 Georg Daur, Von Predigern und Bürgern. Eine hamburgische Kirchengeschichte von der Re-
formation bis zur Gegenwart, Hamburg 1970.
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Angefügt ist eine Zusammenstellung von Kurzbiographien aller Kolle-
giumsmitglieder.
Die Mitgl ieder  des  Landeskirchenamtes Hamburg 1960–1976
BOBROWSKI, Otto (1923–1964) 
Amtsgerichtsrat Dr. jur. – Mit Wirkung vom 1. April 1959 mit der Wahr-
nehmung der  Geschäfte  eines  juristischen Kirchenrats  beauftragt  (GVM,
1959, S. 49). – Mit Wirkung vom 1. Juli 1960 zum Oberkirchenrat ernannt
(GVM, 1960, S. 26). – Mit Wirkung vom 1. Januar 1961 zum Präsidenten des
Landeskirchenamtes ernannt (GVM, 1961, S. 5); im Hauptgottesdienst der
Hauptkirche St. Petri am 26. Februar 1961 durch Bischof D. Witte einge-
führt (GVM, 1961, S. 15). – Verstorben am 8. Juni 1964 in Hamburg, im
42. Lebensjahr. Nachruf: GVM, 1964, S. 49.
CONRAD, Wolfram (geb. 1933) 
Dr. theol.,  Pastor der Matthäusgemeinde Winterhude. – Zum 1. Oktober
1971  zum Dienst  in  das  Landeskirchenamt  berufen  (als  Oberkirchenrat;
Kirchenratsbeschluss vom 22. März 1971). – Mit Ablauf des 30. September
1976 aus dem Dienst der Hamburgischen Landeskirche entlassen, um einen
Dienst als Oberlandeskirchenrat im Landeskirchenamt der Schleswig-Hol-
steinischen  Landeskirche  in  Kiel  zu  übernehmen  (Kirchenratsbeschluss
vom 9. August 1976), danach Oberkirchenrat im Nordelbischen Kirchen-
amt der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Kiel;  lebt im
Ruhestand in Preetz.
DAUR, Georg (1900–1989) 
Pastor  in  Hamburg-Bergedorf  seit  1932,  Divisionspfarrer,  Synodaler  seit
1930. – Mit Wirkung vom 1. Juni 1955 zum theologischen Kirchenrat beru-
fen (GVM, 1955, S. 18). –  Mit Wirkung vom 1. Januar 1961  zum theologi-
schen Oberkirchenrat ernannt (GVM, 1961, S. 5). – „OKR Georg Daur, Lan-
deskirchenamt, ist mit Ablauf des 30. September 1965 in den Ruhestand
getreten“ (GVM, 1965,  S.  41).  – „Durch das Urteil  des Verfassungs- und
Verwaltungsgerichts der VELKD ist der Beschluss des Kirchenrates vom
5. April 1965, in dem festgestellt wurde, dass Oberkirchenrat Georg  Daur
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mit Ablauf des Kalendermonats in den Ruhestand tritt,  in dem er das
65. Lebensjahr vollendet hat, aufgehoben worden. Oberkirchenrat Daur hat
nunmehr den aktiven Dienst wieder aufgenommen“ (GVM, 1966, S. 68). –
Mit  Ablauf des 30. September 1968 nach Erreichung der Altersgrenze in
den Ruhestand getreten (GVM, 1969, S. 5).  – Verstorben am 16. Oktober
1989 in Hamburg, im 90. Lebensjahr.
FRANCK, Bernd (1916–2008)
Dipl.-Ing., Dr.-Ing. Dr. phil. – Mit Wirkung vom 1. Februar 1962 mit der
Leitung der Bauabteilung des Landeskirchenamtes beauftragt (GVM, 1962,
S. 23).  –  Mit  Wirkung vom 1.  Februar  1963 zum Kirchenbaurat  ernannt
(GVM, 1963, S. 2). – Mit Wirkung vom 1. April 1964 zum Kirchenoberbau-
rat ernannt (GVM, 1964, S. 43). – Mit Wirkung vom 1. April 1967 zum Kir-
chenbaudirektor ernannt (GVM, 1967, S. 12). – Mit Wirkung vom 1. Mai
1970 Mitglied des Landeskirchenamtes  mit  vollem Stimmrecht  (Kirchen-
ratsbeschluss vom 2. März 1970).  1986 Promotion zum Dr. phil. – Verstor-
ben am 27. Februar 2008 in Hamburg im 92. Lebensjahr.
HAGEMEISTER, Heinz (1895–1966) 
Pastor in West-Barmbek, Synodaler seit 1920, Mitglied des Kirchenrates seit
1948, Sprecher des Geistlichen Ministeriums (d. i. die Gesamtheit der Ham-
burger Pastoren), Vizepräsident des Kirchenrates seit 1955. – Mit Wirkung
vom 1. April 1960 zum Oberkirchenrat ernannt (GVM, 1960, S. 19). – Mit
Ablauf des 31. Dezember 1960 wegen Erreichens der Altersgrenze in den
Ruhestand getreten (GVM, 1960, S. 47). – Verstorben am 24. August 1966,
im 71. Lebensjahr. Nachruf: GVM, 1966, S. 36.
HEINE, Ulrich (1928–1988) 
Amtsgerichtsrat in Hamburg. Am 11. Februar 1965 als Mitglied des Kir-
chenrates gewählt (GVM, 1965, S. 1). – Am 1. April 1967 in die freie Stelle
eines Oberkirchenrates berufen (Kirchenratsbeschluss vom 23. Januar 1967).
Nach dem Ausscheiden von Präsident Dr. Katzenstein mit der kommissari-
schen Wahrnehmung der Geschäfte des Präsidenten des Landeskirchenam-
tes Hamburg beauftragt (Kirchenratsbeschluss vom 22.  September 1975).
Seit 1. Januar 1977 im Dienst der Alsterdorfer Anstalten in Hamburg. Ver-
storben am 9. Juni 1988 in Hamburg, 60 Jahre alt.
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KATZENSTEIN, Dietrich (geb. 1923) 
Landgerichtsdirektor  Dr.  jur.,  seit  1951  im  hamburgischen  Justizdienst.
„Der  Kirchenrat  hat  in  seiner  Sitzung vom 14.  Dezember  1964  Landge-
richtsdirektor Dr.  jur.  Dietrich  Katzenstein gemäß Artikel  54 Abs.  1  der
Verfassung der Evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate
vom 19. Februar 1959 mit Wirkung vom 1. Januar 1965 zum Präsidenten des
Landeskirchenamtes berufen“ (GVM, 1964, S. 89). – Am 14. Februar 1965
im Hauptgottesdienst der Hauptkirche St. Nikolai durch Bischof D. Wölber
in sein Amt eingeführt (GVM, 1965, S. 3). – Im September 1975 zum Richter
am Bundesverfassungsgericht erwählt. Lebt im Ruhestand in Hamburg.
KRAMER, Henning (geb. 1940) 
Mit Wirkung vom 15. November 1975 zum Mitglied des Kollegiums des
Landeskirchenamtes berufen (Kirchenratsbeschluss vom 3. November 1975). –
Mit dem 30. Juni 1976 wieder ausgeschieden und in den Dienst im Landes-
kirchenamt der Schleswig-Holsteinischen Landeskirche zurückgekehrt; Ober-
kirchenrat im Nordelbischen Kirchenamt der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen  Kirche  in  Kiel  und  juristischer  Vertreter  des  Präsidenten.
Inhaber des Bundesverdienstkreuzes und des Kreuzes des Marienlandes
der Estnischen Republik.  Lebt im Ruhestand (seit  1.  September 2005) in
Kronshagen.
NEGENBORN, Gerhard von (1923–2005)
Dr.  jur.;  seit  1957  im Dienst  der  Finanzverwaltung in  Hamburg (Regie-
rungsrat). – Zum 1. Oktober 1965 zum Mitglied des Landeskirchenamts be-
rufen und zum Oberkirchenrat ernannt;  am 19. Dezember 1965 durch Bi-
schof D. Wölber in der Hauptkirche St. Petri eingeführt (GVM, 1966, S. 4). –
Auf seinen Antrag mit Ablauf des 31. Dezember 1973 aus dem Dienst der
Hamburgischen Landeskirche entlassen, um einer Berufung zum Mitglied
des Evangelischen Oberkirchenrats der Evangelischen Landeskirche in Ba-
den zu folgen (Kirchenratsbeschluss vom 3. Dezember 1973). – Verstorben
am 18. Januar 2005 in Celle, im 82. Lebensjahr.
PIETZCKER, Eduard Hagen (1895–1970)
Dr. jur.; seit 1923 als Syndikus im Dienst der Hamburgischen Landeskirche. –
1934 Oberkirchenrat. – Mit Wirkung vom 1. Januar 1960 zum Präsidenten
des  Landeskirchenamtes  berufen  (GVM,  1960,  S.  4).  –  Mit  Ablauf  des
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31. Dezember 1960 wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand
getreten (GVM, 1960, S. 47). – Verleihung der Bugenhagen-Medaille zum
Reformationsfest 1962 (GVM, 1962, S. 48). – Verstorben am 1. August 1970
in Hamburg, im 75. Lebensjahr.
REINHARDT, Paul (geb. 1914)
Pfarrer und seit 24. Dezember 1959 Kirchenrat der Oldenburgischen Lan-
deskirche. – Mit Wirkung vom 1. Oktober 1960 zum theologischen Oberkir-
chenrat  in  das  Landeskirchenamt  berufen  (GVM,  1960,  S.  35).  –  Am
26. Februar  1961  im  Hauptgottesdienst  der  Hauptkirche  St.  Petri  durch
Bischof D.  Witte eingeführt  (GVM, 1961,  S.  15).  –  „Gemäß Beschluß des
Kirchenrates vom 15. Juni 1964 ist Oberkirchenrat Paul Reinhardt mit der
Wahrnehmung der Geschäfte des Präsidenten des Landeskirchenamtes bis
zum Dienstantritt  des Nachfolgers des verstorbenen Präsidenten Dr. jur.
Otto Bobrowski beauftragt worden“ (GVM, 1964, S. 55). – Auf seinen An-
trag mit Ablauf des 30. September 1966 aus dem Dienst der Hamburgi-
schen Landeskirche ausgeschieden, um den Dienst eines Diakonissenhaus-
vorstehers in Quakenbrück zu übernehmen (GVM, 1966, S. 35). – Später im
Dienst als Pastor und Superintendent in Seggebruch (Evangelisch-Lutheri-
sche Landeskirche Schaumburg-Lippe) sowie als Pastor in Wilhelmshaven
(Evangelisch-Lutherische Kirche  in  Oldenburg);  seit  1977 im Ruhestand.
Lebt in Oldenburg (Oldb.).
REUMANN, Johannes (1915–2000) 
Leiter der Kirchensteuerabteilung des Landeskirchenamtes. – Mit Wirkung
vom 1. April 1964 zum Amtsrat ernannt (GVM, 1964, S. 43). – Mit Wirkung
vom 1. November 1970 zum Kirchenverwaltungsrat ernannt (GVM, 1970,
S. 75). – Mit Wirkung vom 1. Dezember 1975 zum Mitglied des Kollegiums
des Landeskirchenamtes berufen (Kirchenratsbeschluss vom 3. November
1975). – Verstorben am 1. Juli 2000 in Bad Bevensen, im 85. Lebensjahr.
RINGELING, Hermann (geb. 1928)
Prof. Dr. theol., seit dem 1. September 1960 Studentenpfarrer in Hamburg,
dann Privatdozent in Münster. – Mit Wirkung vom 1. Oktober 1967 zum
Mitglied  des  Landeskirchenamtes  berufen  und  zum  Oberkirchenrat  er-
nannt (GVM, 1967, S. 26). – Zum 30. September 1971 auf eigenen Antrag
aus dem Dienst der Hamburgischen Landeskirche entlassen, um ein Ordi-
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nariat an der Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universität Bern zu
übernehmen (GVM, 1971, S. 32). – Lebt in Bern.
RISCH, Friedrich (1895–1965)
Dr. jur. et rer. pol. – Mit Wirkung vom 15. Mai 1948 in die Stelle des juristi-
schen Kirchenrats bei der Evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgi-
schen Staate berufen (GVM, 1948, S. 24). – Mit Ablauf des 31. Mai 1960 auf
seinen Antrag in den Ruhestand versetzt (GVM, 1960, S. 27). – Verstorben
am 30. September 1965, im 71. Lebensjahr. Nachruf: GVM, 1965, S. 43.
RÖTTING, Detlef (1932–1993)
Jurist; 1970 Vizepräsident des Kirchenrates. – Seit dem 1. Juli 1971 Justitiar
der Hamburgischen Landeskirche. – Zum 1. Januar 1974 zum Oberkirchen-
rat ernannt (Kirchenratsbeschluss vom 3. Dezember 1973). – Seit 1977 Leiter
des  Kirchenkreisamtes  des  Kirchenkreises  Alt-Hamburg.  Verstorben  am
10. Februar 1993 in Hamburg, 61 Jahre alt.
SCHADE, Herwarth Freiherr von (geb. 1926) 
Pastor in Nord-Barmbek. – Mit Wirkung vom 1. April 1962 unter gleichzei-
tiger Ernennung zum Kirchenrat in das Landeskirchenamt berufen (GVM,
1962, S. 9). – Am 17. Juni 1962 in der Hauptkirche St. Petri durch Bischof
D. Witte eingeführt (GVM, 1962, S. 32). Mit Wirkung vom 1. Januar 1967
zum Oberkirchenrat ernannt (GVM, 1967, S. 3). – 1980–1987 Direktor der
Nordelbischen Kirchenbibliothek. Lebt im Ruhestand in Hamburg.
SCHMIDT, Wilhelm (1908–1983)
Pastor, Leiter des Amts für Gemeindedienst (Innere Mission und Hilfswerk
der Evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate). – Seit dem
21. Januar 1960 Mitglied im (Übergangs-)Kollegium des Landeskirchenam-
tes (GVM, 1960, S. 3). – Seit dem 25. April 1960 nebenamtliches Mitglied im
Kollegium des Landeskirchenamtes (GVM, 1960,  S.  15).  –  Versetzung in
den  Ruhestand  zum  30.  April  1973  (Kirchenratsbeschluss  vom  9.  April
1973). – Verleihung der Bugenhagen-Medaille zum Reformationsfest 1974. –
Verstorben am 12. Juni 1983 in Hamburg, im 76. Lebensjahr.
SCHOLTYSSEK, Herbert (1912–1979) 
Pastor in Groß Borstel; 1955, 1960 und 1965 zum Mitglied des Kirchenrats
gewählt. – Zum 1. Oktober 1965 zum Mitglied des Landeskirchenamtes be-
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rufen und zum Oberkirchenrat ernannt; am 19. Dezember 1965 durch Bi-
schof D. Wölber in der Hauptkirche St. Petri eingeführt (GVM, 1966, S. 4).
Zum 31. Dezember 1976 in den Ruhestand versetzt. Verstorben am 17. Juli
1979 in Hamburg, im 66. Lebensjahr (Schreiben des Kirchenkreisvorstandes
Alt-Hamburg vom 19. Juli 1979).
SEELER, Hans-Joachim (geb. 1930) 
Dr. jur., ab Mai 1958 Gerichtsassessor, zuletzt Landesjustizverwaltung. Ab
1. Mai 1960 im Landeskirchenamt. – Mit Wirkung vom 1. Mai 1961 zum ju-
ristischen Kirchenrat ernannt und zum hauptamtlichen Mitglied des Lan-
deskirchenamtes berufen (GVM, 1961, S. 15). – Am 21. Mai 1961 im Haupt-
gottesdienst der Hauptkirche St.  Petri durch Bischof D.  Witte eingeführt
(GVM, 1961, S. 24). – Mit Wirkung vom 1. Juli 1964 zum Oberkirchenrat er-
nannt (GVM, 1964, S. 55). – Im Zusammenhang mit seiner Wahl in den Se-
nat der Freien und Hansestadt Hamburg (am 11. Januar 1967) beurlaubt. –
Senator in Hamburg, 1979–1989 Abgeordneter im Europa-Parlament. Seit
1987 Leiter des Europakollegs in Hamburg und Professor an der Universi-
tät Hamburg. 1997–2005 Oberalter der Hauptkirchengemeinde St. Kathari-
nen. Lebt in Hamburg.
STILLER, Erhard (geb. 1931) 
Dr. jur. – Mit Wirkung vom 1. Juli 1964 zum Kirchenassessor und zum Mit-
glied des Landeskirchenamtes ernannt (GVM, 1964, S. 55). – Mit Wirkung
vom 1. Juli 1966 zum Kirchenrat berufen (Kirchenratsbeschluss vom 20. Juni
1966).  –  Mit  Wirkung vom 1.  Januar  1970  zum Oberkirchenrat  ernannt
(GVM, 1970, S. 3). – Am 31. März 1971 aus dem Dienst der Hamburgischen
Landeskirche ausgeschieden, um auf den 1. April 1971 in das Landeskir-
chenamt  der  Schleswig-Holsteinischen  Landeskirche  einzutreten.  Später
Oberkirchenrat im Nordelbischen Kirchenamt der Nordelbischen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Kiel; lebt im Ruhestand in Preetz.
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Abbildungen
Abbildung 10: Dietrich Katzenstein (geb. 1923), Landgerichtsdirektor, Präsident des 
Landeskirchenamtes (Aufnahme vom April 1965)
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Abbildung 11: Das Kollegium des Landeskirchenamtes im Jahre 1975 (von links: Ulrich Heine,
Bernd Franck, Herbert Scholtyssek, Detlef Rötting, Herwarth von Schade, 
Dietrich Katzenstein, Wolfram Conrad)
